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Die Fraktionsgeschäftsstelle

Gerne sind wir für Sie da:

Montag bis Donnerstag: 
10:00 Uhr – 18:00 Uhr
(Mittagspause 13:00 Uhr  – 13:30 Uhr) 

DIE LINKE. Fraktion im Römer
Raum 120 - 1. Etage
Bethmannstraße 3
60311 Frankfurt

Telefon: +49 (0) 69 212 462 93 (Zentrale)

Telefax: +49 (0) 69 212 751 20

E-Mail: info@dielinke-fraktion.frankfurt.de
Internet: www.dielinke-im-roemer.de
Facebook: facebook.com/dielinke.imroemer
twitter: twitter.com/DIELINKE_Roemer

Stand Oktober 2020

Liebe Genossinnen, liebe Genossen, 

Da dieses Jahr der Umstände wegen kein mündlicher Tätigkeitsbericht mit anschließender Aussprache über die Arbeit 
der Fraktion stattfinden kann, haben wir euch dieses Heft zusammen gestellt. 
Es soll euch einen Einblick über die politische Arbeit eurer Fraktion bieten und darüber hinaus auch das Interesse an 
Kommunalpolitik wecken oder verstärken.
Schon Rosa Luxemburg hat ihre Bedeutung erkannt und geschrieben:

„So gibt es also keine einzige Angelegenheit der Stadt- oder Gemeindewirtschaft, in welcher die Interessen der Arbei-
terklasse nicht verschieden von denen der bürgerlichen Klasse oder ihnen nicht geradezu  entgegengesetzt wären……“

Und das trifft auch heute noch zu.
Nicht zuletzt durch Corona hat sich die Spaltung der Gesellschaft in dieser Stadt verschärft, und das wird sich die 
nächsten Jahre fortsetzen. Schon jetzt spricht der CDU-Kämmerer davon, dass wieder gespart werden muss. Und die 
Erfahrungen mit dieser Koalition zeigen, dass hierbei der soziale Bereich am meisten in Gefahr ist. Das war auch in der 
ablaufenden Wahlperiode so. Denn noch immer sind die Beschäftigten in den Sozial- und Erziehungsdiensten nicht an-
gemessen bezahlt, auch wenn jetzt allgemein anerkannt wird, wie relevant diese Berufsgruppen sind.
Das gilt natürlich auch für die Kolleg*innen in der Kranken- und Altenpflege, im Bereich des öffentlichen Personennah-
verkehrs, bei der Müllabfuhr und vielen anderen Bereichen. Deshalb haben wir die Proteste und Streiks der Beschäftig-
ten in all diesen Bereichen immer unterstützt.
Unsere wohnungspolitischen Aktivitäten haben deutlich gemacht, dass DIE LINKE gemeinsam mit Initiativen und Mie-
ter*innen gegen Mangel an bezahlbarem Wohnraum und gegen die Gentrifizierung kämpft und dabei zusammen mit 
außerparlamentarischen Bewegungen auch mehr und mehr Erfolge erzielt.
Wir haben auf zahlreichen Demos gesprochen und teilgenommen, ob es um den Anschlag von Hanau, Black Lives 
Matter, Rassismus, Polizeigewalt und NSU, Faschisten auf der Buchmesse, Fridays for Future und die Klimakrise, See-
brücke, Jugendsozialarbeit, den Mainkai, die Verkehrswende, die anachronistische IAA oder die Sorgen von Eltern oder 
Künstler*innen in der Corona-Krise ging. Die Bewegungen haben wir ins Parlament getragen, Themen gesetzt und den 
Betroffenen Rederecht verschafft, damit ihnen die Politik endlich zuhört!
Unsere Unterstützung von Flüchtlingsorganisationen und die entsprechenden Anträge sagen deutlich, was für DIE LIN-
KE gilt: „Leave no one behind!“ – Frankfurt muss wirklich zum Sicheren Hafen für Schutzsuchende werden. Wir haben 
Platz!
Und immer wieder haben wir darauf hingewiesen, dass die wachsende Armut in einer reichen Stadt wie Frankfurt am 
Main ein Skandal und nicht nur bundes- und landespolitisch verursacht ist, sondern auch auf die schwarz-grüne Klien-
telpolitik des Magistrats zurückgeht, dem die SPD nur zu oft folgt. 
DIE LINKE ist die einzige, wirkliche Opposition im Römer, die für einen Politikwechsel steht. 
Ganz besonders möchten wir uns bei unseren Ortsbeiräten bedanken. Sie unterstützen die kleinen Initiativen in den 
Stadtteilen und auch viele einzelne Aktivist*innen und bringen deren Anliegen in den parlamentarischen Raum. Sie sind 
ganz besonders die Stimmen aber auch das Gesicht linker Kommunalpolitik. Unsere fleißigen und engagierten Ortsbei-
räte haben uns im Römer oft genug Anregungen zu Anfragen und Anträgen vermittelt.
Wir möchten uns aber auch bei unserem Mitglied im ehrenamtlichen Magistrat, Margarete Wiemer, bedanken. Sie hat 
all die Jahre kräftig Sand in das kapitalistische Getriebe dieser Stadtregierung gestreut und damit die Interessen all 
derer in den Magistrat eingebracht, die dort ansonsten nur als Kostenfaktoren gesehen werden.
Damit es in der Frankfurter Stadtpolitik wirklich einen längst überfälligen Politikwechsel gibt, braucht es nach den Kom-
munalwahlen 2021 eine gestärkte LINKE im Römer und in den Ortsbeiräten! 

Dominike Pauli
Martin Kliehm
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Monika Christann
Stadtverordnete
•	Mitglied im Ausschuss für 

Umwelt und Sport
•	Mitglied im Ausschuss für 

Wirtschaft und Frauen

Pearl Hahn
Stadtverordnete
•	Mitglied des Präsidiums
•	Mitglied im Ausschuss für Recht, 

Verwaltung und Sicherheit
•	Mitglied im Ausschuss für Umwelt 

und Sport
•	Mitglied im Ortsbeirat 4

Eyup Yılmaz
Stadtverordneter
•	Mitglied im Ausschuss für Planung, 

Bau und Wohnungsbau
•	Mitglied im Sonderausschuss „Dom-

Römer“
•	Mitglied im Verkehrsausschuss
•	Mitglied im Ortsbeirat 1
•	Mitglied in der Regionalversammlung 

Süd-Hessen

Margarete Wiemer 
Ehrenamtliche Stadträtin

Astrid Buchheim
Stadtverordnete von 2016 bis 2018
•	Ehemals Mitglied des Ausschusses für 

Soziales und Gesundheit
•	Ehemals Mitglied des Verkehrsaus-

schusses

Dominike Pauli
Fraktionsvorsitzende
•	Fraktionsvorsitzende im Ortsbeirat 6
•	Mitglied im ÄltestenausschussMitglied 

im Haupt- und Finanzausschuss
•	Mitglied im Ausschuss für Soziales 

und Gesundheit
•	Mitglied im Wahlvorbereitungs- und 

Wahlprüfungsausschuss

Martin Kliehm
Fraktionsvorsitzender
•	Mitglied im Ausschuss für Kultur- 

und Freizeit
•	Mitglied im Ausschuss für Recht, 

Verwaltung und Sicherheit
•	Mitglied im Verkehrsausschuss

Ayse Dalhoff
Stadtverordnete
•	Mitglied des Präsidiums
•	Mitglied im Jugendhilfeausschuss
•	Mitglied im Kinder- und Jugendför-

derungsausschuss
•	Mitglied im Ausschuss für Soziales 

und Gesundheit
•	Mitglied im Ortsbeirat 10

Merve Ayyıldız
Stadtverordnete
•	Mitglied im Ausschuss für 

Bildung und Integration
•	Mitglied im Ausschuss für 

Wirtschaft und Frauen
Michael Müller
Stadtverordneter
•	Mitglied im Haupt- und Finanzaus-

schuss
•	Mitglied im Ausschuss für Kultur- 

und Freizeit
•	Mitglied im Ausschuss für Planung, 

Bau und Wohnungsbau

Die Fraktionsmitglieder
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Frankfurt ist nach wie vor eine der reichsten Städte Deutschlands. Doch der Reichtum in die-
ser Stadt ist weiterhin ungleich verteilt. Die Armutsgefährdungsquote gemessen am Landes-
median ist in Frankfurt von 16,2 Prozent in 2015 auf 20,1 Prozent in 2019 gestiegen. In Folge 
der Corona-Krise ist damit zu rechnen, dass die Quote für 2020 noch höher liegt. Gleichzeitig 
stieg die Zahl der Einkommensmillionäre in Frankfurt. Die Schere zwischen Arm und Reich 
öffnet sich immer weiter. Wir wollen das nihct nur stoppen, sondern umkehren. Neben der 
stärkeren Besteuerung von hohen Einkommen und Vermögen – was bundes- und landes-
politisch gelöst werden kann – lag und liegt unser Augenmerk darauf, dass die Menschen in 
Frankfurt von ihrer Arbeit leben können.

Arbeit und Soziales

Tariftreue in allen Betrieben

Deshalb haben wir uns dafür 
stark gemacht, dass die Be-
teiligungsgesellschaften den 
branchenüblichen Tarifvertrag 
anwenden und bei den Trägern, 
welche die Arbeit der ausgela-
gerten Daseinsvorsorge über-
nehmen, zusätzlich zum ver-
einbarten Entgelt die Differenz 
bezahlt wird, die durch eine 

tarifliche Erhöhungen entsteht. 
Dennoch weigerte sich die 
Stadt lange, die für die Träger 
(z.B. der Offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit) gestiegenen Kosten 
zu übernehmen. Erst durch an-
haltende Protestmärsche durch 
die Stadt und anschließende 
Kundgebungen auf dem Römer-
berg sowie den Walk of Youth 

beschloss die Koalition nach 
jahrelangem Hinauszögerns 
eine 3 prozentige Erhöhung, 
aufgeteilt auf mehrere Jahre. 
Die schon vor Jahren beschlos-
sene und von uns immer wieder 
angemahnte Kontrollstelle zur 
Einhaltung der Tariftreue bei 
Drittfirmen läuft bis heute nicht 
richtig.

Kaffee für die Kolleg*innen während des ver.di 
Warnstreiks im März 2018.

EZB-Mitarbeiter*innen streiken auch. Im Juni 2017 gegen die Ungleich-
behandlung von Leiharbeiter*innen in der Zentralbank. 

Beschäftigte in den Pflegeberufen kämpfen schon 
seit Jahren für bessere Löhne. Wie hier in Höchst.

Reichtum gerecht 

verteilen!

Solidarität im Arbeitskampf

Die Arbeitnehmer*innen des öf-
fentlichen Dienstes und privater 
Unternehmen konnten unserer 
Solidarität immer sicher sein. 
Die Fraktion war vor Ort, um die 
Kolleg*innen aus den Betrieben 
zu unterstützen. Sei es bei den 

Tarifrunden der Gewerkschaf-
ten, dem Arbeitskampf zum 
Beispiel bei LSG Sky Chefs, bei 
Karstadt oder Continental.
In Frankfurt geht es auch um 
eine gerechte Sozialpolitik. 

Also darum, wie die vorhande-
nen Mittel verteilt werden. Die 
Interessen der weniger Privi-
legierten auf die Tagesordnung 
zu bringen, gehört weiterhin zu 
den wichtigsten Aufgaben der 
Fraktion.

Während des Streiks der Conti Mitarbeiter*in-
nen am 25. September 2020.
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Obdachlosigkeit bekämpfen

Eine Folge der falschen Sozialpolitik ist, 
dass in den letzten Jahren Obdachlosigkeit 
ein fester Bestandteil des Frankfurter Stadt-
bildes geworden ist. Zwar gibt es auf der 
einen Seite Hilfsangebote der Stadt wie den 
Kältebus oder die humanitäre Sprechstunde 
für Menschen ohne gesetzliche Krankenver-
sicherung. Jedoch reagiert die Koalition aus 
CDU, SPD und Grünen auf die Menschen 
unterhalb der Armutsgrenze zunehmend 
mit Repression und sozialer Kälte. Deshalb 
thematisierte die Fraktion das Vorgehen des 
städtischen Ordnungsamtes, Barverwarnun-
gen gegenüber Obdachlosen auszusprechen, 
um sie aus der Innenstadt zu vertreiben, öf-
fentlich im Parlament. Noch immer müssen 
Menschen im Winter auf dem Fußboden der 
B-Ebene am Eschersheimer Tor nächtigen. 
Alternative Vorschläge für Übernachtungs-
orte, wie das ungenutzte teure Stadthaus 
wurden abgelehnt. Immerhin wurde für die 
Menschen nach ständiger Nachfrage und An-
trägen der Fraktion ein Übergangsangebot in 
den Morgenstunden geschaffen, damit diese 
nicht Stunden in der Kälte auf die Öffnung 
der sozialen Einrichtungen warten müssen.

 
 
  
 
 
 
 
 
 

DIE LINKE. Fraktion  im Römer     
Bethmannstraße 3 e-mail:  info@dielinke-fraktion.frankfurt.de Telefon : (069) 212 462 93 
60311 Frankfurt am Main Internet:  www.dielinke-im-roemer.de Fax : (069) 212 751 20 

 

 
Frankfurt, 02. Januar 2018 

 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 
Schluss mit Vertreibung Obdachloser! 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt: 
1. Sicherzustellen, dass die „Gefahrenabwehrverordnung über die Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf und an den Straßen, Grün- und Spielanlagen, auf 
Gewässern, im Wald sowie den unterirdischen Anlagen in der Stadt Frankfurt am Main“ 
nicht missbraucht wird, um arme Menschen aus dem Stadtbild zu entfernen. 

2. Ab dem 1. Januar 2018 eine differenzierte Statistik zu erheben, aufgrund welcher 
Rechtsgrundlage Platzverweise und Barverwarnungen in Frankfurt am Main 
ausgesprochen werden. 

Begründung: 
Die „Gefahrenabwehrverordnung über die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung auf und an den Straßen, Grün- und Spielanlagen, auf Gewässern, im Wald sowie den 
unterirdischen Anlagen in der Stadt Frankfurt am Main“ regelt den Aufenthalt im öffentlichen Raum.  
So ist es z.B. nicht gestattet, sich sitzend, liegend oder lagernd auf Zu- und Abgängen, vor Türen 
und auf Treppen von oder vor unterirdischen Anlagen aufzuhalten. Ansonsten findet sich jedoch 
keine Passage zum Thema öffentlichen Lagerns. 
Die Gefahrenabwehrverordnung soll – wie ihr Titel suggeriert – Gefahren abwehren. Sie jedoch 
dazu zu nutzen, arme Menschen von öffentlichen Plätzen zu verweisen, stellt einen klaren 
Missbrauch der Verordnung dar. 
Mit einer statistischen Erhebung kann künftig transparent die ordnungsgemäße Umsetzung der 
Gefahrenabwehrverordnung überprüft werden. 

DIE LINKE. im Römer 
Dominike Pauli 
Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 
Stv. Astrid Buchheim 
Stv. Ayse Dalhoff 
Stv. Eyup Yilmaz 
Stv. Martin Kliehm 
Stv. Merve Ayyildiz 

Stv. Michael Müller 
Stv. Pearl Hahn 

R - StR Markus Frank 
SG 

Eingang: 02.01.2018, 16.40 Uhr NR 483 

Situation von Arbeitsmigrant*innen

Auch die Situation von Men-
schen, die aus dem europäi-
schen Ausland nach Frankfurt 
kommen, um hier als Tagelöh-
ner oder Bettler zu arbeiten, 
haben wir ins Stadtparlament 
und Öffentlichkeit gebracht. Ein 
Boardinghouse für mobile Ar-

beitnehmer*innen ist eine zent-
rale Forderung der Fraktion. Die 
ständige Vertreibung der Men-
schen, die zum Arbeiten nach 
Frankfurt kommen und keinen 
Anspruch auf Sozialleistungen 
haben, muss ein Ende haben. 
Immer wieder errichten sie aus 

ihrer Not heraus selbstgebau-
te Lager, die dann seitens der 
Stadt geräumt werden. Ohne 
Hilfsangebot und mit einer Bus-
fahrkarte in die Heimat versucht 
die Koalition, andere Menschen 
abzuschrecken, um - wie sie 
sagt - keine Anreize zu setzten.

Wanderarbeiter*innen 

in Frankfurt

Ein Streitgespräch

Joachim Brenner

Geschäftsführer Förderverein Roma e.V.

Dr. Uwe Schulz

Sicherheitspolitischer Sprecher FDP im Römer

Dominike Pauli

Fraktionsvorsitzende DIE LINKE. im Römer

Moderation:

Hanning Voigts

Redakteur Frankfurter Rundschau

UNERWÜNSCHT? - OBDACHLOS!

28. Juni 2018

19.30 Uhr

Haus am Dom

Domplatz 3
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Mehr Infos auf www.dielinke-im-roemer.de

Eine Veranstaltung von:

Wir veranstalteten am 28. Juni 2018 eine Podiumsdiskus-
sion zur Situation von  Wanderarbeiter*innen in Frankfurt. 
Die Entstehung und Räumung der Lager auf der Gutleut-Bra-
che 2017 und dem Gelände des Unternehmens Ferro 2018 
waren nur ein Aspekt, der die Probleme der Menschen ver-
deutlicht. An der Situation der Menschen hat sich bis heute 
nichts geändert.

Frankfurter Weg ausbauen

Drogenabhängige sind immer wieder 
die Sündenböcke, wenn es der CDU 
oder ihren Gentrifizierern im Bahn-
hofsviertel nicht sauber genug ist. 
Wir setzen uns für den Ausbau der 
Drogenhilfe ein, einen Konsumraum 
auch nachts zu öffnen, Räume für den 
Konsum von Crack, Marihuana zu le-
galisieren, an den Schulen offen über 
Drogen aufzuklären und suchtkranke 
Menschen nicht zu kriminalisieren. 
Der Frankfurter Weg in der Drogenpo-
litik ist erfolgreich und hat vielen das 
Leben gerettet!
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Bewegung in Richtung Jugendparlament

Es gibt auch Bereiche, in denen sich in der Frankfurter Stadtpolitik etwas bewegt. Die lange 
Forderung der LINKEN, ein Jugendparlament in Frankfurt einzurichten, nimmt langsam Ge-
stalt an. Nach Informationsaustauschen mit dem Jugendparlament Wiesbaden und der Stadt 
Stuttgart wurde die AG Partizipation - die später in „JugendMachtFrankfurt“ umbenannt wur-
de - eingerichtet in der die Fraktion vertreten ist. Dennoch ist klar, dass ein Jugendparlament 
nur ein Teil eines Partizipationsmixes zur Realisierung von Jugendpartizipation in der Stadt 
sein kann.

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

DIE LINKE. Fraktion  im Römer  
 

 
 

Bethmannstraße 3 
e-mail:  

info@dielinke-fraktion.frankfurt.de Telefon : (069) 212 462 93 

60311 Frankfurt am Main Internet:  www.dielinke-im-roemer.de 
 

 

 

 

Frankfurt am Main, 16. April 2020 

 

Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

gemäß § 17 (3) GOS 

 

Kinderschutz trotz Corona-Pandemie sicherstellen 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird damit beauftragt, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit Angeboten der 

aufsuchenden Sozialarbeit mit ausreichender Schutzkleidung auszustatten, um deren Angebote 

und Leistungen trotz der Corona-Pandemie sicherzustellen. 

Begründung: 

Durch die Corona-Pandemie steigt die Gefahr von häuslicher Gewalt gegenüber Kindern und 

Jugendlichen. Viele Familien sind durch das erlassene Kontaktverbot, geschlossene Schulen und 

Kindertagesstätten, Spielplätze und Freizeiteinrichtungen gezwungen, sich mit Sorgen und 

Konflikten auf engem Raum ohne Rückzugsmöglichkeiten auseinanderzusetzen.  

In dieser extremen Situation benötigen Kinder und Jugendliche Schutz und Unterstützung. Dies ist 

jedoch durch das erlassene Kontaktverbot nur noch eingeschränkt möglich. Sozialarbeiter*innen, 

Erzieher*innen oder Lehrer*innen haben keinen direkten Kontakt zu Kindern und Jugendlichen 

bzw. deren Familien und somit auch nicht die Möglichkeit, eine Gefährdung festzustellen. Hier 

spielt die aufsuchende Sozialarbeit mit ihrem direkten Kontakt und ihren Vertrauensverhältnissen 

gegenüber den Kindern, Jugendlichen und deren Familien eine entscheidende Rolle, die nicht 

durch digitale Angebote als Alternativen ersetzt werden kann.  

Aus diesem Grund benötigen die Einrichtungen der aufsuchenden Sozialarbeit ausreichende 

Schutzkleidung, um trotz der Corona-Pandemie den direkten Kontakt zu den Kindern und 

Jugendlichen sowie deren Familien aufrechtzuerhalten bzw. herstellen zu können ohne sich oder 

die Kinder und Jugendlichen einer Infektionsgefahr mit dem Corona-Virus auszusetzen. 

DIE LINKE. im Römer 

Dominike Pauli und Martin Kliehm 

Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 

 
Stv. Monika Christann 

Stv. Ayse Dalhoff 

Stv. Dominike Pauli 

Stv. Eyup Yilmaz 

Stv. Martin Kliehm 

Stv. Merve Ayyildiz 

Stv. Michael Müller 

Stv. Pearl Hahn 

H - StR Prof. Dr. Daniela Birkenfeld 

NR 1165 

Eingang: 16.04.2020, 13.10 Uhr 

Corona-Pandemie gefährdet den sozialen Zusammenhalt

Die Corona-Pandemie bedeutet für 
viele Frankfurter*innen einen großen 
Einschnitt. Nicht nur durch die Schlie-
ßung der Schulen und Kindertagesein-
richtungen standen viele Menschen 
vor großen Problemen, Kurzarbeit oder 

gar Arbeitsplatzverlust wird die Situa-
tion für viele Menschen und Familien 
noch weiter verschärfen. Deshalb for-
derten wir in mehreren Anträgen, dass 
die Folgen der Pandemie sozial abge-
federt werden.

Hier geht es zum Video

bit.ly/WalkofYouth

Protest von Kindern, Jugendlichen und Mitarbeiter*innen der freien 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe im Vorfeld der Stadtverordnetenver-
sammlung auf dem Römerberg am 7. November 2019.
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Die Mieten sind seit 2016 weiter gestiegen, die Zahl der Sozialwohnungen sinkt. Dass das 
ein Problem ist, ist mittlerweile fast allen Frankfurter*innen klar.  Diese Erkenntnis ist auch 
der ständigen und beharrlichen Arbeit der LINKEN in der Wohnungspolitik zu verdanken: 
Neben der Arbeit im Parlament hat die Fraktion regelmäßige Bürger*innen-Sprechstunden 
und Arbeitsgruppen-Treffen veranstaltet sowie öffentliche Veranstaltungen und Rundgänge 
organisiert. Wir haben bei Demonstrationen und nicht zuletzt bei dem größten Bürger*innen-
Begehren zum Thema bezahlbarer Wohnraum mitgemacht – dem Mietentscheid Frankfurt.

Mehr bezahlbare Wohnungen bauen. 

Bei allen Aktionen, Diskussionen und Anfra-
gen an die Stadtregierung wurde immer wie-
der klar, dass DIE LINKE eine starke soziale 
Stimme in der Wohnungspolitik ist. Ohne DIE 
LINKE würde es deutlich weniger kritische 
Nachfragen zur Wohnungspolitik geben.
Im Fokus unserer Kritik standen der Um-
gang mit öffentlichem Grund und Boden und 
ehemals gemeinnützigen Wohnungen, die 
Gewinne der stadteigenen Wohnungsgesell-
schaft ABG, die unzureichenden Förderbe-
dingungen für sozialen Wohnraum, der Bau 
von weiteren Luxus-Eigentumswohnungen 
sowie Hotels und Büros, fehlendem Wohn-
raum für Studierende, die Fortschreibung 
des Mietspiegels bis hin zu den Lebensbe-
dingungen in städtischen Notunterkünften.

Immer mehr Hochhäuser

Die Planungen und der Bau von Luxus-Hoch-
häusern wurden auch in den letzten vier 
Jahren fortgesetzt, insbesondere in der In-
nenstadt und im Gallus/Europaviertel. Wir 
begleiten die Entwicklungen kritisch mit un-
zähligen Anfragen und Stellungnahmen. Da-
rüber hinaus haben wir alternative Ansätze 
zur Stadtgestaltung unterstützt, wie die Ein-
richtung eines sozialen Zentrums im Back-
haus in Bockenheim und im Paradieshof in 
Sachsenhausen. Nicht zuletzt Wohnformen 
wie der Neue Wagenplatz am Ostbahnhof 
finden mit der LINKEN einen unbürokrati-
schen Weg in den Römer.

Eine Stadt für alle: 

Mietenwahnsinn stoppen 

Während der Demo „Wohnraum für alle am 4. Februar 2017.

Zusammenrücken. Eine Veranstaltung zu Nachverdichtung 
am 12. April 2018 

Zwangsräumungen

Es werden immer noch Menschen aus ihren 
Wohnungen zwangsgeräumt. Ihnen wird wei-
terhin der Strom abgestellt. Die Stadt kann 
anders handeln. Welche Möglichkeiten be-
stehen, haben wir in unseren Anträgen auf-
gezeigt.

Verträge mit Vonovia

Im Oktober 2019 beantragten wir einen Ak-
teneinsichtsausschuss. Grund war, dass der 
Magistrat auf Nachfrage am 26.09.2019 be-
richtete, dass die Stadt Frankfurt am Main 
40 Wohnerbbaurechtsverträge mit dem Kon-
zern Vonovia AG abgeschlossen hat. Aus den 
Akten schließen wir einen dringenden Hand-
lungsbedarf: Fragen müssen geklärt werden, 
Versäumnisse aufgearbeitet – und vor allem 
müssen Wohnungen wieder zum Wohnen da 
sein und nicht, um die Profite von wenigen 
auf dem Rücken der Mieter*innen zu ver-
mehren. 
Unsere Stellungnahme zum Akteneinsichts-
ausschuss kann hier heruntergeladen wer-
den:
http://bit.ly/StellungnahmeVonovia

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
DIE LINKE. Fraktion  im Römer   

  

Bethmannstraße 3 e-mail:  info@dielinke-fraktion.frankfurt.de Telefon : (069) 212 462 93 

60311 Frankfurt am Main Internet:  www.dielinke-im-roemer.de Fax : (069) 212 751 20 

 

 
Frankfurt, 31. Oktober 2019  Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer zur Vorlage NR 988/19 

 

Einrichtung eines Akteneinsichtsausschusses  
städtische Erbbaurechte an Immobilienkonzerne Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  Die Stadtverordnetenversammlung richtet nach § 50 Abs. 2 der Hessischen Gemeinde-

ordnung in Verbindung mit § 10 Abs. 2 der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenver-

sammlung einen Akteneinsichtsausschuss „städtische Erbbaurechte Immobilienkonzerne“ 

ein. 

Gegenstand des Ausschusses ist die Beantwortung der folgenden Fragen:  
 Zu welchen Grundstücken haben die Vonovia oder andere börsennotierte Immobili-

enkonzerne Erbbaurechtsverträge mit der Stadt Frankfurt, mit der Stiftung Allge-

meiner Almosenkasten, mit der Waisenhausstiftung, mit dem St. Katharinen- und 

Weißfrauenstift und weiteren stadtnahen Stiftungen? 
 Zu welchen Konditionen hält die Vonovia diese Grundstücke? 
 Welche Anpassungen der Vertragskonditionen gab es seit der erstmaligen Ver-

tragsschließung?  
 Hat die Stadt Bemühungen unternommen, um den Erbbauzins anzupassen und 

wenn ja, welche? 
 In welchem Rahmen und zu welchen Konditionen sind auf den Grundstücken bauli-

che Veränderungen, z. B. Nachverdichtungen, möglich und ggf. bereits in Planung? 

Ä - StR Jan Schneider      StR Mike Josef 

Eingang: 31.10.2019, 14.45 Uhr 

NR 1014 
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Neben den stadtweiten Themen haben 
wir vor Ort - in den Stadtteilen und 
Siedlungen - auf Missstände aufmerk-
sam gemacht. Alternativen für eine 
sozialere Stadtentwicklung aufgezeigt 
und Themen auf die politische Tages-
ordnung gesetzt. Unter anderem be-
schäftigten uns die Nachverdichtungs-
maßnahmen in der Platensiedlung und 
der Knorrstraße, die Bebauung der 

Grünen Lunge im Nordend und die Dis-
kussionen um einen neuen Stadtteil 
an der A5. In den Milieuschutzgebie-
ten in Bockenheim und dem Nordend 
setzten wir uns für bezahlbare Mieten 
und den Ankauf von Gebäuden durch 
die Stadt Frankfurt ein. Auch die Aus-
weitung des Milieuschutzes (sowohl 
räumlich als auch inhaltlich) forderten 
wir immer wieder.

Hier geht es zu den Videos 

Hier findet Ihr alle Videos zu den 
Stadtteilrundgängen: 
bit.ly/Stadtteilspaziergang

Rundgang im Europaviertel.

Rundgang in der Neuen Altstadt.

Rundgang im Bahnhofsviertel
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Unser Ziel: 
Autofreie Innenstadt 

besser für die Menschen - und das Klima. 

Die Verkehrswende ist eines der großen Themen in Frankfurt. Die autogerechte Stadt hat 
ausgedient. Das haben - bis auf wenige - die meisten Verantwortlichen begriffen. Die Heraus-
forderung wird sein, die Verkehrswende sozial und ökologisch zu gestalten. Die Menschen in 
dieser Stadt brauchen klare Perspektiven und Alternativen zum Auto. Gut, dass durch den 
Radentscheid erste Veränderungen erzwungen wurden. Wir haben uns immer für einen au-
tofreien Mainkai und andere Fußgängerzonen, weniger Autos, effizientere Parkraumbewirt-
schaftung, bessere Radwege und sauberere Luft in der ganzen Stadt ausgesprochen.

Preise im ÖPNV müssen sinken

Eine nachhaltige Verkehrswende ist 
nur mit dem Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrs (ÖPNV) möglich. Neben 
dem Ausbau müssen auch die Preise 
im RMV sinken.
DIE LINKE. im Römer forderte Studien 
zum fahrscheinlosen ÖPNV, das 365 
Euro-Ticket für alle, günstigere Tickets 

für Schüler*innen, Senior*innen und 
von Armut betroffene Menschen, die 
kostenlose Mitnahme von Kindern bis 
14, das Hessenticket für städtische 
Bedienstete, das Jobticket auch für 
kleine Unternehmen, Barrierefreiheit 
und intermodale Mobilität sowie den 
Ausbau von Buslinien, Straßenbahn 
und U-Bahn in kommunaler Hand.
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Radverkehr

DIE LINKE. im Römer unterstützte den Rad-
entscheid Frankfurt für eine Wende zur fahr-
radfreundlichen Stadt. In einer kompakten 
Stadt wie Frankfurt bedeutet mehr Platz 
fürs Rad immer auch weniger Platz für Autos 
und damit weniger Schadstoffe, Unfälle und 
Lärmbelastung.
Neben mehr, breiteren und geschützten Rad-
wegen beantragten wir die Förderung von 
Lastenrädern, Reparaturgutscheine, Lade-
stationen für E-Bikes, eine Kampagne gegen 
den Toten Winkel und gegen Abbiegeunfälle, 
Radwege am Anlagwen- und Cityring sowie 
in der Textorstraße, ein städtisches Radleih-
system und einen autofreien Sonntag.

Die Übergabe der 34.000 Unterschriften des 
Radentscheids. Flugverkehr auf die Schiene

Flugverkehr ist ein Klimakiller und kos-
tet viele Frankfurter*innen den Schlaf. 
DIE LINKE. im Römer setzte sich für ein 
Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr ein, 
gegen Terminal 3 und einen Flugsteig 
für Billigfluglinien, für die Verlagerung 

von Kurzstreckenflügen auf die Schie-
ne, eine Perspektive für Mitarbeitende 
der Lufthansa bei der Bahn, aber auch 
gegen Briefkastenfirmen der Fraport 
auf Malta und die Beteiligung bei Ab-
schiebungen nach Afghanistan.

DIE LINKE. im Römer unterstützte die Proteste gegen die Internationale 
Automobil-Ausstellung (IAA) am 14. September 2019.
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System change not Climate change

Klima und Umwelt
DIE LINKE. im Römer ist Teil der 
Klimastreiks und forderte an 
der Seite von FridaysForFuture, 
in Frankfurt den Klimanotstand 
auszurufen.
Die Koalition aus hat einen 
entsprechenden Antrag der 
LINKEN 14 Monate nicht be-
handelt. Eine Ablehnung des 
Antrages konnten sie aufgrund 
des Drucks aus der Bevölkerung 
nicht riskieren, da zahlreiche 
Bürger*inneninitiativen, NGOs 
und Aktivist*innen in den Aus-
schüssen präsent waren. Dies 
führte zur Klimaallianz der Koali-
tion - was hart erkämpft wurde. 

Die Klimaallianz weißt immer 
noch Mängel auf und muss mit 
zeitlich festgelegten Zwischen-
zielen nachjustiert werden.
Zur Einhaltung des 1,5-Grad-
Ziels des Pariser Klimaabkom-
mens muss auch in Frankfurt 
weit mehr passieren. Leider ist 
die Römerkoalition in dieser 
wichtigen Frage blockiert und 
nicht bereit, den Klima-Master-
plan umzusetzen. Der für das 
Klima notwendige Systemwan-
del bedeutet in Frankfurt zual-
lererst ein Wechsel in der Gang-
art der Stadtregierung.
Dabei sind die drohenden Die-

selfahrverbote in Frankfurt 
Resultat der jahrelangen Untä-
tigkeit der Stadtregierung und 
müssen als letzter Warnschuss 
für die längst überfällige Ver-
kehrswende verstanden wer-
den. Es muss jetzt unmissver-
ständlich Abstand genommen 
werden vom Leitbild der autoge-
rechten Stadt. Wir brauchen den 
massiven Ausbau des öffentli-
chen Personennahverkehrs und 
die schrittweise Einführung des 
Nulltarifs. Es muss endlich ernst 
gemacht werden mit Luftrein-
haltung und Klimaschutz, mit le-
benswerten Städten und sozial 
gerechten Mobilitätsangeboten.
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Hessens grüner Wirtschaftsminis-
ter Tarek Al-Wazir führt ein Konzept 
für Lärmobergrenzen ein, dass den 
Namen nicht wert ist. Eine wirkliche 
Lärmreduzierung und Klimaschutz 
lassen sich nur durch die Reduzierung 
von Flugbewegungen erreichen. Die 
aber wird es nicht geben, denn die 
Fraport kündigt an, Billigflieger für das 
neue Terminal 3 anwerben zu wollen. 
Ryanair steht schon in den Startlö-
chern und bekommt mit einer extra 
reduzierten Entgeltordnung auch noch 
den roten Teppich ausgerollt. Den 
Flughafenausbau-Parteien sei Dank!

Am 30. Januar 2017 fand im Terminal 
1 des Flughafens Frankfurt die 200. 
Montagsdemo gegen Flughafenaus-
bau, Fluglärm und Schadstoffe statt. 
Am 11. November 2019 dann die 300. 
Die Fraktion DIE LINKE. im Frankfur-
ter Römer unterstützt die Forderun-
gen der Bürgerinitiativen nach einem 
Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr und 
die Reduzierung der Flugbewegungen 
auf eine Anzahl von 380.000. Die Lan-
debahn Nordwest ist überflüssig und 
muss zum Schutz von Umwelt und 
Menschen wieder geschlossen wer-
den.

Frakfurt setzt weiter auf Kohle

Von 2011 bis Ende 2014 hat die VGF zerti-
fizierten Ökostrom bezogen und war im Bahn-
betrieb vorbildlich im Klimaschutz. Anfang 
2015 war damit auch dank der Grünen in 
Frankfurt Schluss. Seitdem pachtet die VGF 
von der Mainova AG eine Kraftwerksscheibe 
des Frankfurter Heizkraftwerkes West, das 
den Klimatreiber Steinkohle verbrennt. Un-
glaublich, aber wahr: Noch heute fahren die 
Frankfurter bahnen schwarz! 
Über mehr als ein ganzes Jahr verweigerte sich 
die Stadtregierung unserer Forderung nach 
einem Kohleausstieg in Frankfurt. Während 
dieser Zeit konstituiert sich in Frankfurt ein 
starker Arm der Klimabewegung FridaysFor-
Future, die auf Demos und in den Ausschüs-
sen in der Fraktion DIE LINKE. im Römer einen 
verlässlichen Partner haben.Ganu anders als 
mit den Grünen, die ihre Ideale dem Mitregie-
ren mit der CDU geopfert haben. Das gilt für 
sowohl für Frankfurt, als auch für Hessen.

Die Stadtregierung beschloss 
die sogenannte Klimaallianz und 
verkauft darin alten Wein in neu-
en Schläuchen. Die meisten der 
vorgestellten Maßnahmen sind 
schon längst Beschlusslage, 
neue Maßnahmen müssen mit 
der Lupe gesucht werden und 
haben nur einen sehr geringen 
klimapolitischen Stellenwert. 
Hingegen wird der angekündig-

te Kohleausstieg verwässert. 
Frühestens 2025 soll die Stein-
kohle lediglich durch den Ener-
gieträger Gas ersetzt werden. 
Der ist in der Klimawirkung aber 
kaum besser. Außerdem wurde 
durchs Hintertürchen beschlos-
sen, dass die Bahnen der VGF 
bis 2025 weiter schwarzfahren 
sollen. DIE LINKE. im Römer 
legt das offen und rebelliert an 

der Seite der Klimabewegung 
gegen den offenen Wortbruch 
der Römerkoalition! Wir fordern 
eine nachhaltige Energiewen-
de, wo Frankfurt in nachhaltige 
Energie- und Wärmeerzeugung 
investiert. Alle städtischen Dä-
cher sollen mit Solaranlagen 
ausgestattet werden.

Montagsdemo im Frankfurter Flughafen.
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Gegen Rassismus 
und rechten Terror

Anti-Rassismus & Anti-Faschismus

Die Willkommenskultur hat in 
Deutschland nicht sehr lange 
gehalten. Seit 2015 erleben wir 
nicht nur den Auftrieb rechtsradi-
kaler und rassistischer Parteien, 
mit dem Bekanntwerden des so-
genannten NSU 2.0 wurden auch 
die rassistischen und rechtsext-
remen Netzwerke innerhalb der 
Frankfurter Polizei offengelegt. 
Dennoch weigern sich der Frank-
furter Ordnungsdezernent und 
der hessische Innenminister zu-
zugeben, dass Rassismus ein 
strukturelles Problem innerhalb 

der Behörden ist. Immer noch 
werden die Vorfälle als Einzelfäl-
le abgetan. Der Frage, ob diese 
Fälle nicht aus den Strukturen 
heraus zu erklären sind, wird 
überhaupt nicht nachgegangen. 
Doch die Verbrechen des soge-
nannten NSU, der Mord am Kas-
seler Regierungspräsident Walter 
Lübcke im Juni 2019, der An-
schlag in Halle im Oktober 2019 
und die Morde in Hanau machen 
deutlich: Deutschland hat ein 
Problem mit rechter Gewalt und 
Rassismus.

Wir sind davon überzeugt, dass 
Rassismus nur bekämpft wer-
den kann, wenn offen darüber 
gesprochen wird. Deswegen 
thematisiert die Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung 
immer wieder mit Anträgen, klei-
nen und großen Anfragen „Raci-
al Profiling“ und Rassismus und 
konfrontiert als einzige Fraktion 
Polizeipräsident Bereswill in den 
Ausschüssen mit Polizeigewalt 
und NSU 2.0.

dielinke-im-romer.de/freund-helfer

Infos:

Samstag, 4. Juli 2020 | ab 16 Uhr

Mainkai | Eiserner Steg 

Kundgebung und Diskussion

Racial Pro� ling und Polizeigewalt in Frankfurt 

aus der Perspektive von Betroffenen

Musik: 

HipHop Movement 069

Hier geht es zum Video

bit.ly/WessenFreund
Sicherer Hafen

Zum Kampf gegen Rassismus gehört für die 
Fraktion auch die Arbeit für und mit Geflüch-
teten in Frankfurt und außerhalb der Stadt-
grenzen.
Wir unterstützen die Forderung von See-
brücke, Frankfurt zu einem Sicheren Hafen 
zu machen, dem Städtebündnis Solidarity 
Cities beizutreten, ein Rettungsschiff auszu-
rüsten, freiwillig mehr Geflüchtete in Unter-
künften mit Mindeststandards oder in einem 
selbstverwalteten Haus für Project Shelter 
aufzunehmen und Teachers on the Road bei 
Sprachkursen zu unterstützen. Die Auslän-
derbehörde soll Abschiebungen aussetzen 
und stattdessen besseren Service bieten. 
Bei der Koalition gibt es derweil nur Lippen-
bekenntnisse und Wegsehen.

Im September 2018 protestierten Aktivist*innen der Seebrücke auf dem Römerberg. Sie hielten 
Listen mit den Namen derer, die im Mittelmeer umgekommen sind.

Kundgebung der Seebrücke Frankfurt im August 2018.
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In die Zukunft investieren

Bildung

Die Schulen in Frankfurt sind weiterhin an 
den maroden Gebäuden zu erkennen. Zwar 
hat die Koalition mehrere hundert Millio-
nen Euro für die Investition in Schulen im 
Haushalt eingeplant. Doch die Realität hinkt 
der Planung hinterher. Wir fordern zu jeder 
Haushaltsdebatte, dass die geplanten Mittel 
zügig eingesetzt werden, damit Schüler*in-
nen nicht ihre gesamte Bildungszeit im Con-
tainer verbringen müssen.

Corona deckt Ungerechtigkeiten auf

Der Landeselternbeirat schlug wegen der 
Ungerechtigkeiten Alarm, die mit dem viel-
fach praktizierten Homeschooling verbun-
den sind. Eltern könnten die Arbeit der Lehr-
kräfte nicht ersetzen. Kinder, die zu Hause 
keine geeigneten Endgeräte oder Rückzugs-
räume zur Verfügung haben, blieben hin-
ter den anderen zurück. Um eine gerechte 
Schulbildung auch in Zeiten von Corona zu 
sichern, braucht es klare Vorgaben für den 
digitalen Unterricht und eine einheitliche 
Lernplattform, die bei einer öffentlichen Stel-
le gehostet wird, wie etwa dem Hessischen 
Schulportal. Diese Forderung des Landes-
elternbeirats nahm die Fraktion auf und for-
derte die Stadtregierung auf entsprechende 
Maßnahmen zu treffen. 

ONLINE-VERANSTALTUNG HERAUSFORDERUNG

Sebastian Guttmann | Vorstand GEW-Frankfurt

Dominike Pauli | Fraktionsvorsitzende DIE LINKE. im Römer

Sylvia Weber | Dezernentin für Integration und Bildung

Paul Harder | Stadtschüler*innen-Sprecher

Julia Frank | Vorsitzende des Stadtelternbeirats

Mit:

Mittwoch, 30. September 2020

ab 19 Uhr

HERAUS DERUNG

Sylvia Weber | Dezernentin für Integration und BildungMit:

Sei online dabei:

dielinke-im-roemer.de/homeschooling

Hier geht es zum Video
bit.ly/HerausvorderungHomeSchooling

Stadtteilspaziergang 435

FREIZFREIZEEITIT
BILDUNGBILDUNG

GESUNDHEITGESUNDHEIT
Samstag, 10. Oktober 2020 

ab 13 Uhr
Treffpunkt: U-Bahn-Station 

Siegmund-Freud-Straße 

Mit: 

Ayse Dalhoff 
Kinder- und Jugendpolitische Sprecherin DIE LINKE. im RömerAchim Kessler MdB, Gesundheitspoltischer Sprecher  DIE LINKE. im Bundestagund 

Gastbeiträge aus dem Stadtteil

Kundgebung von Eltern zu Kinderrechten während der Covid-19 
Pandemie im April 2020 auf dem Römerberg.
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Frauenpolitik

Mit der Ratifizierung der Istanbul-Konvention 
(Konvention des Europarats zur Bekämpfung 
und Verhütung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt) durch Deutschland im 
Oktober 2017 trat die IK zum 01.02.2018 als 
Bundesgesetz in Kraft und muss auch in der 
Kommune umgesetzt werden. Trotz der lan-
gen Vorlaufzeit (bekannt seit 2011) war dies 
bisher kein Thema für die Koalition, obwohl 
die Umsetzung und die dauerhafte Aufnah-
me von erforderlichen Maßnahmen in den 
Haushalt Pflichtaufgaben sind. Die LINKE. im 
Römer stellte mehrere Anfragen und Anträge 
und diskutierte die nicht erfolgte Umsetzung 
in der Stadtverordnetenversammlung. Die 
Koalition musste schließlich reagieren und 
hat nun mit der ersten Maßnahme - der Ein-
richtung der Pflicht-Monitoringstelle, in der 
die Daten für geschlechtsspezifische Gewalt 
erhoben werden sollen - begonnen. Zum 
Frühjahr 2021 sollen zwei Stellen besetzt 
werden, die beim Frauenreferat angesiedelt 
sind.

 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
DIE LINKE. Fraktion  im Römer   
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 Frankfurt, 28. Oktober 2019 

 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

zur Vorlage NR 984/2019 

Schutz vor Gewalt kann nicht auf das Ende von Diskussion 

warten 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

1. Der Punkt 3. im Antrag NR 984 wird wie folgt ergänzt: Die evaluierten  

erforderlichen Maßnahmen i. S. d. Istanbul-Konvention werden regelmäßig in allen 

Haushaltsbeschlüssen als Pflichtaufgabe eingestellt. Im Haushalt werden auch die 

Pflichtmaßnahmen der Konvention wie Prävention sowie Fortbildungen der 

betroffenen Berufsgruppen berücksichtigt. 

2. Zur Sammlung der Daten wird umgehend eine Koordinierungsstelle eingerichtet. 

Sie obliegt der federführenden Stelle. 

3. Für die Koordinierungsstelle wird eine Referent*innenstelle mit Vollzeit eingerichtet.  

4. Es wird eine Monitoringstelle unter der Beteiligung von 

Nichtregierungsorganisationen und des Frauenreferats eingerichtet. Diese wertet 

die Daten aus und gibt Stellungnahmen ab.  

5. Für die Arbeit in der Monitoringstelle wird eine Referent*innenstelle mit Vollzeit 

eingerichtet.  

Begründung: 

Die Istanbul-Konvention verpflichtet zur Sammlung und Auswertung der Daten zur 

geschlechtsspezifischen Gewalt. Ohne eine umfassende Datenbasis vor Ort der 

vielfältigen geschlechtsspezifischen Gewaltarten hinsichtlich Bestands- und 

Bedarfsanalyse, welche regelmäßig zu erheben sind, kann die Kommune nicht ihrer Pflicht 

nachkommen, die Daten und die Auswertung an die Länder- und Bundesebene 

W - StR Rosemarie Heilig 

SG 

Eingang: 28.10.2019, 17.10 Uhr 
NR 1011 

Protest gegen die Kundgebungungen 
von Abreibungsgegner*innen in 2018.



Seite 33Seite 32

Der Maßstab ist Kultur für Alle

Eine Diskussion über die Zukunft des Schau-
spiels prägte die Kulturpolitik und wird auch 
weiterhin zahlreiche Debatten über Stand-
orte und eine tragfähige Finanzierung her-
vorrufen.  Fakt ist: Die Städtischen Bühnen 
müssen saniert werden. Welche Alternativen 
bestehen und was das kosten wird, darüber 
muss diskutiert werden. Und zwar mit allen 
Betroffenen. Aus unserer Sicht sind beson-
ders die Arbeitnehmerrechte wichtig. Auch 
im Interesse der Beschäftigten ist es un-
erlässlich, den störungsfreien Betrieb von 
Oper und Schauspiel während der Sanie-
rungs- oder Neubauphase sicher zu stellen. 
Jede Entscheidung wird sie unmittelbar be-
treffen. Dort arbeiten über tausend hoch-
qualifizierte Menschen, deren Weiterbe-
schäftigung unter guten Arbeitsbedingungen 
sichergestellt sein muss.  Außerdem steht 
für DIE LINKE fest, dass das Filetgrundstück 
am Willy-Brandt-Platz der Ort für Kultur blei-
ben muss. Jeglichen Versuchen der CDU, öf-
fentlichen Raum zu privatisieren, erteilen wir 
eine Absage.

Freie Theaterszene

Seit Corona stehen alle Kulturschaf-
fenden, die freie Szene und die Clubs 
dieser Stadt vor existenziellen Her-
ausforderungen. Wir wollen die kul-
turelle Vielfalt der Stadt erhalten. Mit 
Willy Praml trafen wir uns auf Naxos 
und informierten uns über die Situa-
tion für das Theater und den Umbau 
als Zentrum der Freien Theaterszene. 
Auch den Clubs wollen wir dauerhafte 
Perspektiven geben in der Krise, aber 
auch danach mit Modernisierungs-
fonds.

Während der Besichtigung der Städti-
schen Bühnen. 
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Fraktion vor Ort

Mit parlamentarischer Arbeit allein werden 
wir die gesellschaftlichen Verhältnisse nicht 
ändern können. Dafür braucht es auch den 
Druck von der Straße. Deswegen ist die 
Fraktion jedes Mal bei Streiks, Demos oder 
Kundgebungen vor Ort, um zu unterstützen. 
Die Fraktion hat durchgesetzt, dass bei allen 
Großdemos parlamentarische Demobeob-
achter*innen direkt vor Ort Zugang zu allen 
Bereichen haben.
Mit dem Fraktionsanhänger sind wir auf 
Straßenfesten. Hier kommen wir mit Men-
schen in Kontakt, die wir über die üblichen 
Kanäle nicht erreichen können.
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Hier geht es zum Videohttp://bit.ly/LaufgegenRassismus
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Veranstaltungen

8. Mai statt Reformationstag

Statt den Reformationstag als dauerhaften 
Feiertag einzurichten, wie von Bürgermeis-
ter Becker vorgeschlagen, will DIE LINKE. im 
Römer den 8. Mai als Tag der Befreiung und 
Ende des Krieges zu einem bundesweiten, 
gesetzlichen Feiertag machen. Seit 2018 be-
gehen wir den 8. Mai mit einer von einem 
breiten Bündnis getragenen Befreiungsfeier 
auf dem Römerberg. Hier geht es zu den Videos 

bit.ly/8Mai-Video

Mittwoch, 8. Mai 2019

Zeitzeug*innengespräche
Szenische Lesung
Diskussionen
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Gastone
Lena Stoehrfaktor
DeeOoh
Sonja Ebel-Chor
Emil Mangelsdorff

GastoneGastone
Musik:

Wer nicht feiert, hat verloren

Römerberg – Frankfurt

Mittwoch, 8. Mai 2019Mittwoch, 8. Mai 2019
17-22 Uhr

Tag der Befreiung
von Faschismus und Krieg

Initiative 9. November e.V.Frankfurt am Main

Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V.Städtefreundschaft 
Frankfurt - Kobanê e.V.

LAGG e.V.
Leben und Arbeiten in Gallus und Griesheim

Kreisverband Frannkfurt am Main Teure Abkühlung an heißen Tagen

2017 und 2018 wurden die Schwimmbadpreise, 2019 dann auch die Zoopreise und der Preis 
für die MuseumsuferCard erhöht. Neben ständig steigenden Mieten und hohen Kosten für 
den Nahverkehr drücken Preiserhöhungen in der Sozialinfrastruktur die Lebenshaltungskos-
ten in Frankfurt immer weiter nach oben. Kurz vor Weihnachten 2018 dann hat der Magistrat 
beschlossen, dass Kinder bis zum 14. Lebensjahr freien Eintritt in Schwimmbäder der Frank-
furter Bäderbetriebe erhalten sollen. In 2019 dann wurde der kostenfreie Eintritt für Kinder 
und Jugendliche in weitere städtische Kultur- und Freizeiteinrichtungen beschlossen. Der Ma-
gistrat ist damit unserer Forderung nach Kultur für alle einen Schritt nähergekommen. Wir 
wollen schon seit Jahren, dass Kinder und Jugendliche bis 18 Jahren kostenlos die Schwimm-
bäder, Museen, den Zoo und weitere Einrichtungen besuchen können.

Hier geht es zum Video
bit.ly/SchwimmbadPreise
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Am 24. August 2019 fand die inter-
nationale Tagung „Vom „Flüchtling“ 
zum Nachbarn statt. Kommunalpoliti-
ker*innen und Aktivist*innen aus ver-
schiedenen europäischen Kommunen 
berichteten über ihre Erfahrungen.

Internationale Tagung

Vom „Flüchtling“
zum Nachbarn

kommunal, sozial, solidarisch

Samstag, 24. August 2019
11 bis 17  Uhr Tagung
18 Uhr Podiumsdiskussion
Evangelische Akademie Frankfurt 
Römerberg 9

20 Jahre ROSA LUXEMBURG STIFTUNG HESSEN

Omar Al-Rawi 
SPÖ, Abgeordneter Landtag und Gemeinderat Wien 

Wenke Christoph 
Europareferat Rosa Luxemburg Stiftung, Berlin

Nargess Eskandari-Grünberg 
Die Grünen, ehemalige Dezernentin für Integration Frankfurt 

Alessia Muscas
Re.Co.Sol. Sardinien, Sozialdezernentin von Villanovaforru 

Dominike Pauli 
Fraktionsvorsitzende DIELINKE. im Römer

Michaele Sojka 
DIE LINKE, ehemalige Landrätin, Thüringen 

Dieter Storck 
Vorsitzender Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen

Tajana Tadic 
Sprecherin des Hilfenetzwerkes Are You Syrious?, Zagreb 

Mit:

Moderation: Andrea Ypsilanti

Hier geht es zu den Videos 

bit.ly/Dokumentation-Flucht-Nachbar

Diskussionsveranstaltung mit:

Caren Lay
Wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Eyup Yilmaz
Wohnungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. im Römer

Jürgen Ehlers
Mitglied der Nachbarschaftsinitiative Nordend, Bornheim, Ostend (NBO)

Moderation:

Saadet Sönmez
Vorsitzende DIDF Frankfurt

Mittwoch | 30. Mai 2018 | 19 Uhr
Gallustheater | Kleyerstraße 15 | Frankfurt
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Überleben im KZ

Die wahre Geschichte der einzigen KZ - Überlebenden einer großen 
Sintifamilie, aufgezeichnet von ihrem Sohn Ricardo Lenzi Laubinger.

Es wirken mit Schüler*innen des Campus Klarenthal und Omas gegen Rechts.

Musik: Ricardo-Laubinger-Swingtett

Schirmherr: Oberbürgermeister Peter Feldmann

Lesung und Musik

Mittwoch, 4. September 2019 
19 Uhr l Haus am Dom
Domplatz 3

OMAS
GEGEN
RECHTS

OMASGEGENRECHTS.DE

Hier geht es zum Video

bit.ly/EisigWehtWind
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Istanbul-Konvention zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen*

Perspektiven 
für Frankfurt

Podiumsdiskussion mit:

Karin Heisecke
Expertin für die Istanbul-Konvention

Christiane Böhm 
MdL DIE LINKE. im Hessischen Landtag, Sprecherin für Frauenpolitik 

Fatmagül Tuncay
Leiterin Präventionsprojekt „HeRoes“

FIM Frauenrecht ist Menschenrecht e.V. 
(angefragt)

Moderation: 

Monika Christann
Stadtverordnete DIE LINKE. im Römer

Dienstag 
17. September 2019

Haus am Dom
19 Uhr

Regionalkonferenz „Leben, Arbeiten und Wohnen in der Region Frankfurt/
RheinMain am 23. Juni 2018

Die Dokumentation zu der Konferenz kann 
hier heruntergeladen werden:
bit.ly/Linke-Material

Hier geht es zu den Videosbit.ly/Mainkai-Autofrei

Am 1. September 2020 hat die Stadtregie-
rung aus CDU, SPD und Grünen den für Fuß- 
und Radverkehr geöffneten Mainkai wieder 
dem Autoverkehr mit Lärm und Abgasen 
übergeben. Was für eine rückwärtsgewand-
te Politik der Koalition! Die Mehrheit der 
Frankfurter Bürger*innen ist dafür, dass der 
Mainkai auf Dauer dem Fuß- und Radverkehr 
gehört und an Aufenthaltsqualität gewinnt. 
Auch in der Stadtverordnetenversammlung 
besteht eine Mehrheit für die Verkehrs- und 
Klimawende. Einzig das Veto der CDU, die 
Wahlkampftaktik der SPD und grüner Oppor-
tunismus stehen einer dauerhaften Lösung 
im Weg.
Der Mainkai ist der Startschuss für eine au-
tofreie Innenstadt und eine Verkehrswende 
im Allgemeinen. Wir kämpfen weiter für Vor-
fahrt für Fuß- und Radverkehr. Daher haben 
wir uns am Samstag, den 5. September, auf 
dem Mainkai gegen die Entscheidung der 
Stadtregierung gestellt und mit Podiums-
diskussionen zur autofreien, umwelt- und 
familienfreundlichen Innenstadt, Musik und 
Chillen deutlich gemacht, dass Autos am 
Mainkai nicht weiter akzeptiert werden. Wir 
machten den Mainkai einfach wieder dicht!
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Im TITANIA Theater Basaltstr. 23 | (Begrenzung gemäß Corona-Regeln) 

& im Livestream zum Mitdiskutieren auf:
www.dielinke-im-roemer.de oder 

Youtube-Kanal: „Freies Schauspiel Ensemble Frankfurt“

Corona - mehr als ein Bier Corona - mehr als ein Bier 
Kommunal- & Sozialpolitik

Im TITANIA Theater 

Es diskutieren:
Monika Hantschick
Erziehungswissenschaftlerin und ehem. Gewerkschaftssekretärin

Petra Rossbrey
Vorsitzende des Präsidiums Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Frankfurt am Main e.V.

Rudolf Schulz
Vorsitzender Sozialverband Deutschland SoVD Landesverband Hessen

Dieter Storck
Vorsitzender Rosa-Luxemburg-Stiftung Hessen

Dominike Pauli
Vorsitzende Fraktion DIE LINKE. im Römer

Bettina Kaminski spielt Auszüge aus Horváths GLAUBE LIEBE HOFFNUNG

Die Corona-Pandemie hat die Welt verändert. 

Wie sich die Veränderungen auf die Kommune 

und die Menschen auswirken, diskutieren wir 

mit einer Veranstaltungsreihe.

Hier geht es zu den Videos 

http://bit.ly/WeltnachCorona

Wenn

an die Rathaustür klopft
der Hass
Internationale Podiumsdiskussion

Eine Veranstaltung von:

www.dielinke-im-roemer.de
V.i.S.d.P.: Dominike Pauli, DIE LINKE. im Römer, Bethmannstr. 3, 60311 Frankfurt

Rechtspopulist*innen in Europas Kommunen

Freitag, 8. Dezember 2017
19 Uhr
Haus am Dom 
Domplatz 3
60311 Frankfurt

Mit Beiträgen aus
Amsterdam • Kopenhagen • Paris • Straßburg • Linz • Frankfurt

Einführung: 

Hans-Jürgen Urban 
Vorstandsmitglied der IG Metall Hier geht es zu den Videos

bit.ly/WennderHass

Praktikum bei der LINKEN

Ein Praktikum zwischen Politik, 
Büro und Aktion
Über 40 junge Menschen haben 
sich für ein Praktikum in der 
Fraktion DIE LINKE. im Römer 
interessiert, was wir ihnen zu 
einem großen Teil ermöglichen 
konnten.
Beim Praktikum in der Fraktion 
lernt man: Büroorganisation, 
Arbeit mit dem parlamentari-
schen Informationssystem PAR-
LIS, Vor- und Nachbereitung der 
Fachausschüsse, Begleitung zu 

Ausschüssen und der Stadtver-
ordnetenversammlung, Beglei-
tung der Fraktionssitzungen, 
Recherche von Hintergrundin-
formationen, Formulierung von 
Anträgen und Anfragen, Presse-
arbeit (Erstellung des täglichen 
Pressespiegels und Mitarbeit an 
der Erstellung und Veröffentli-
chung von Pressemitteilungen).
Unsere Praktikant*innen kamen 
zu einem großen Teil aus der 
Gymnasialen Oberstufe oder aus 
Bachelorstudiengängen rund um 

die Politik. Aber auch Schüler*in-
nen aus IGSen oder der Berufs-
schule waren Praktikum bei uns. 
Manche nutzten die Phase nach 
dem Abitur zur Orientierung. 
Erstmals absolvierte ein Student 
der Verwaltung sein abschlie-
ßendes Praktikum bei uns. Sei-
ne Bachelor-Thesis, die von uns 
betreut und mitbeurteilt wurde, 
schrieb er über „Einfluss von 
Kleinfraktionen in der Stadtver-
ordnetenversammlung der Stadt 
Frankfurt am Main“ und schloss 
sie mit sehr gut ab.

Girls‘ Day

Jeden Girls‘ Day laden wir etwa 15 
Mädchen* in die Fraktion ein. Nach 
einem Kennenlernen untereinander 
und der Fraktion machen wir ein Plan-
spiel. Dort schlüpfen die Mädchen*in 
die Rolle von Politiker*innen und spie-
len die Kommunalpolitik einmal durch: 
von der Fraktionsbildung über die An-
tragsformulierung bis in die Plenar-
sitzung. Die Diskussion der Anträge 
leiten die Mädchen selbst, in dem sie 
ihre Vorsitzenden demokratisch wäh-
len.
Bei unserem Girls‘ Day lernen die 
Mädchen* ihre Anliegen zu formulie-
ren, freie Rede und Argumentieren, 
aber auch Allianzen zu schaffen und 
für Mehrheiten zu sorgen.
Die Anmeldungen sind oft schon we-
nige Tage nach der Freischaltung ver-
geben.
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Freitag, 22. November 2019

velkommen

welcome bienvenuewelcome bienvenuewelcome bienvenue
bienvenidabienvenidaողջու յն

dobrodošli

bienvenue歡迎
καλωσόρισμα

καλωσόρισμαsalvate dobrodošlidobrodošli
ДОБРЕ ДОШЪЛ

καλωσόρισμαBun venit

Желанный

üdvözlés
καλωσόρισμα

üdvözlésüdvözlés
καλωσόρισμα

üdvözlésüdvözlés
hoş geldiniz

benvenuto

bonvenon

ab 18.00 Uhr
DIE LINKE. Fraktion im Römer
Rathaus, Eingang Bethmannstraße 3

hoş geldiniz
powitanie

Hun bi xêr hatin

שלום
خوش آمدید 

ترحیب

Tag der Offenen Tür

Hier geht es zu den Videos

bit.ly/TagderoffenenTur

Tage der offenen Tür

Der Tag der offenen Tür der Fraktion ist im 
November zu einem festen Termin im Kalen-
der vieler geworden. Pandemie bedingt wird 
nach über zehn Jahren in 2020 kein Tag der 
offenen Tür stattfinden. 

EINE VERANSTALTUNG DER FRAKTION DIE LINKE. IM RÖMER UND DER ROSA-LUXEMBURG-STIFTUNG HESSEN.
V.I.S.D.P.:DOMINIKE PAULI; FRANKFURT AM MAIN

DIENSTAG, 13. DEZEMBER 2016 19:30 UHR
HAUS AM DOM, 
DOMPLATZ 3, FRANKFURT

EINTRITT FREI

PRO UND CONTRA

»SONNTAGS-
ÖFFNUNG«
EIN ÖFFENTLICHES STREITGESPRÄCH

ES DISKUTIEREN:

DR. JOACHIM STOLL 
VIZE-PRÄSIDENT HANDELSVERBAND HESSEN-SÜD

PFARRER I. R. RAINER PETRAK
FÜR DIE KATHOLISCHE ARBEITNEHMERBEWEGUNG (KAB)  RHEIN-MAIN

DR. ALEXANDER THEISS
GESCHÄFTSFÜHRER IHK FRANKFURT

HORST GOBRECHT
FACHBEREICHSSEKRETÄR EINZELHANDEL, GEWERKSCHAFT VER.DI

STEPHANIE WÜST
FDP IM FRANKFURTER RÖMER,WIRTSCHAFTSPOLITISCHE SPRECHERIN

DOMINIKE PAULI
FRAKTIONSVORSITZENDE, FRAKTION DIE LINKE. IM RÖMER
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Frankfurt, 23. Mai 2019 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Frankfurt ruft den Klimanotstand aus 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Die Stadt Frankfurt am Main ruft den Klimanotstand1 aus. Die Stadtverordneten-
versammlung erkennt an, dass die Stadt Frankfurt am Main wächst, sich entwickelt und 
vielfältige Aufgaben hat. Um diese Entwicklung nachhaltig und klimafreundlich zu 
gestalten verabschiedet sie folgende Maßnahmen: 
 
Die Stadt Frankfurt am Main 
 

1. erklärt den Klimanotstand und erkennt damit die Eindämmung der Klimakrise 
und ihrer schwerwiegenden Folgen als Aufgabe von höchster Priorität an. 
 

2. erkennt, dass die bisherigen Maßnahmen und Planungen nicht 
ausreichen, um die Erderwärmung bis 2050 auf die angestrebten 1,5 Grad 
Celsius zu begrenzen. 

 
3. berücksichtigt ab sofort die Auswirkungen auf das Klima bei jeglichen 

Entscheidungen. Es werden diejenigen Lösungen bevorzugt, die möglichst 
stark den Klima-, Umwelt- und Artenschutz berücksichtigen und den 
Klimawandel und dessen Folgen abschwächen. Hierzu sollen für sämtliche 
Beschlussvorlagen die besten Möglichkeiten für Klima-, Umwelt- und 

                                            
1 Der Begriff „Klimanotstand" ist symbolisch zu verstehen und soll keine juristische Grundlage für die Ableitung von 
Notstandsmaßnahmen sein. 
 

U - StR Rosemarie Heilig 
PB 

Eingang: 23.05.2019, 18.05 Uhr NR 877 
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Frankfurt, 17. Mai 2018 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Wildtierverbot in gastierenden Zirkusbetrieben 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

1. Der Magistrat sorgt dafür, dass kommunale Flächen künftig nur noch an 
Zirkusbetriebe vermietet werden, die keine gefährlichen Wildtiere mitführen. 
Hierunter fallen insbesondere Elefanten, Flusspferde, Giraffen, Großbären, 
Großkatzen, Nashörner, Primaten ab Makakengröße und Wölfe. 

 
2. Der Magistrat entwickelt mit Initiativen, zoologischen Gärten und 

Tierschutzorganisationen ein Programm, das den betroffenen Zirkussen den 
Ausstieg aus der Wildtierhaltung erleichtert.  

 
Begründung: 
Im Bericht 1 aus 2018 hat der Magistrat festgehalten, dass ein auf den Einzelfall 
bezogenes Verbot erlassen wird, wenn sich herausstellt, dass die Haltung von Tieren 
(insbesondere Wildtieren) in Zirkussen unter Berücksichtigung der rechtlichen Vorgaben, 
Gutachten und Leitlinien nicht möglich ist. Für die oben genannten Tierarten ist das der 
Fall. 
 
Mit der geforderten Beschränkung soll den Gefahren, die mit der Haltung dieser Tierarten 
in mobilen Einrichtungen einhergehen, Rechnung getragen werden. Ausbrüche von 
Wildtieren aus Zirkusbetrieben sind vielfach dokumentiert. Insgesamt kam es zwischen 
2009 und 2016 zu mindestens 45 Ausbrüchen von Bären, Elefanten, Flusspferden, 
Großkatzen, Nashörnern und Primaten aus Zirkusbetrieben in Deutschland. 

R - StR Markus Frank 

Eingang: 17.05.2018,11.40 Uhr NR 584 
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Frankfurt, 13. September 2016 
 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

 
Kein Verkauf von städtischem Grund und Boden 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

1. Die Stadt Frankfurt verkauft keinen städtischen Grund und Boden.  
2. Bei der Neuvergabe städtischer Grundstücke und solcher, die sich im Besitz von 

städtischen Stiftungen oder Gesellschaften befinden und für den Wohnungsbau 
vorgesehen sind, werden diese nur den städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
und gemeinnützig agierenden Genossenschaften zum Sonderpreis und im 
Erbbaurecht zur Nutzung überlassen. 

 
Begründung: 
Die Stadt Frankfurt hat laut Magistrat in den letzten zehn Jahren Grundstücke mit einer 
Gesamtfläche von 495.347 m² verkauft. In dieser Zahl ist nicht berücksichtigt, wie viele 
Grundstücke die Städtischen Stiftungen an private Investoren verkauft haben.  
 
Die Frankfurter Bevölkerungszahl wächst derzeit stark und die Frankfurter 
Wohnflächenreserven sind knapp. Die Flächen, die wir haben, müssen sinnvoll genutzt 
werden, um ein Leben in der Stadt für alle Menschen zu ermöglichen, und nicht, wie es 
bisher der Magistrat gemacht hat: Zum Beispiel im Kultur-Campus Bockenheim, am 
Riedberg, im Europaviertel und in der Innenstadt sind die Wohnflächen der Stadt an 
private Investoren verkauft worden. Dadurch wurden ganz überwiegend nur noch 
Eigentumswohnungen oder Luxuswohnungen  für Besserverdienende oder Wohlhabende 
gebaut.  
Auch die städtischen und stadtnahen Wohnungsbaugesellschaften wie die ABG-Holding 
und die Nassauische Heimstätte bauen und verkaufen Eigentumswohnungen, obwohl sie 

H - StR Jan Schneider 

NR 104 Eingang: 13.09.2016, 14.35 Uhr 
 

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_877_2019.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_584_2018.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_104_2016.pdf

Frankfurt ruft den Klimanotstand aus 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Die Stadt Frankfurt am Main ruft den Klimanotstand1 aus. Die Stadtverordnetenversamm-
lung erkennt an, dass die Stadt Frankfurt am Main wächst, sich entwickelt und vielfältige 
Aufgaben hat. Um diese Entwicklung nachhaltig und klimafreundlich zu gestalten verab-
schiedet sie folgende Maßnahmen:

Wildtierverbot in gastierenden Zirkusbetrieben

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1. Der Magistrat sorgt dafür, dass kommunale Flächen künftig nur noch an Zirkusbetriebe 
vermietet werden, die keine gefährlichen Wildtiere mitführen. Hierunter fallen insbesonde-
re Elefanten, Flusspferde, Giraffen, Großbären, Großkatzen, Nashörner, Primaten ab Ma-
kakengröße und Wölfe.
2. Der Magistrat entwickelt mit Initiativen, zoologischen Gärten und Tierschutzorganisa-
tionen ein Programm, das den betroffenen Zirkussen den Ausstieg aus der Wildtierhaltung 
erleichtert.

Kein Verkauf von städtischem Grund und Boden

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1. Die Stadt Frankfurt verkauft keinen städtischen Vorhergehender TrefferGrundNächster 
Treffer und Vorhergehender TrefferBoden.
2. Bei der Neuvergabe städtischer Grundstücke und solcher, die sich im Besitz von städ-
tischen Stiftungen oder Gesellschaften befinden und für den Wohnungsbau vorgesehen 
sind, werden diese nur den städtischen Wohnungsbaugesellschaften und gemeinnützig 
agierenden Genossenschaften zum Sonderpreis und im Erbbaurecht zur Nutzung über-
lassen.

Anträge
Hier sind einige Bespiele für unsere Anträge. Ihr könnt alle Anträge und Anfragen entweder auf der Internetseite der 
Fraktion (dielinke-im-roemer.de) oder im Parlamentsinformationssystem PARLIS der Stadt Frankfurt (stvv.stadt-frank-
furt.de/parlis) finden. 
Die meisten Dokumente - Anfragen, Anregungen, Vorlagen und Beschlüsse - aus dem Parlamentsbetrieb sind öffent-
lich. Sie werden über PARLIS zur Verfügung gestellt. Neben den Anträgen und Anfragen sind in PARLIS die aktuellen 
Tagesordnungen und Protokolle der Gremien und die Berichte des Magistrats erreichbar.
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Frankfurt am Main, 27. Februar 2020 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer  

zur Vorlage NR 1133/2020 
 

Rassismus erkennen und bekämpfen! 
 
Nach den rechten Bluttaten von Hanau und Halle, nach den rechten Morden der letzten 
Jahre, müssen endlich Schlussfolgerungen gezogen werden. Wir brauchen einen Zivilpakt 
der Gesellschaft gegen Rassismus und rechten Terror. Wir brauchen ein klares Signal 
aller Demokratinnen und Demokraten. 
 
Daher wird der Magistrat aufgefordert, sich im Rahmen seiner Zuständigkeiten für die 
Umsetzung und Durchsetzung folgender Forderungen auf kommunaler, Landes- und 
Bundesebene einzusetzen: 
 

1. Rassistische Täter werden durch Hetze und ein gesellschaftliches Klima ermutigt, in 
dem der Wert von Menschenleben in Frage gestellt wird. Der Weg zu Bluttaten wie 
in Hanau beginnt mit Rassismus im Alltag. Deshalb gilt es Rassismus 
entgegenzutreten: am Stammtisch, auf der Arbeit, im Alltag, in Talkshows, überall. 
 

2. Politik, Justiz und Polizei müssen endlich die Perspektive der Betroffenen von 
Rassismus und rechter Gewalt zum Ausgangspunkt ihrer Maßnahmen machen. 
 

3. Die Strafverfolgungsbehörden müssen rassistische und rechte Gewalttaten 
konsequent verfolgen. Die Beobachtung der extremen Rechten darf nicht länger im 
geheimdienstlichen Zwielicht stattfinden. Die Verfassungsschutzakten zum NSU 
gehören offen gelegt. 
 

 

         - StR Markus Frank 

NR 1134 
Eingang: 27.02.2020, 14.45 Uhr 
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Frankfurt, den 11. Mai 2020 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Tödliche Gefahr durch Schusswaffen eindämmen 

Der rechtsterroristische Mörder von Hanau war Mitglied im Sportschützenverein „Diana“ in 
Bergen-Enkheim. Die tödlichen Schüsse eines sogenannten „Reichsbürgers“ auf einen 
Polizisten in Georgensgmünd, der Mordversuch an Bilal M. in Wächtersbach, die vielen 
weiterhin bestehenden waffenrechtlichen Erlaubnisse bei Personen insbesondere aus 
dem rechtsextremistischen Spektrum, aber auch die zuletzt immer wieder im Fokus von 
Presse und Öffentlichkeit stehenden Mitgliedschaften verfassungsfeindlich agierender 
Personen in Schützenvereinen müssen zu dem Schluss führen, dass auch von legalem 
Waffenbesitz erhebliche Gefahren ausgehen. 

Es ist daher mit Blick auf den dringend gebotenen Schutz aller Menschen angezeigt, die 
bestehenden Gesetze umzusetzen sowie das Waffenrecht noch enger zu fassen. Noch 
immer ist es zu einfach in Deutschland, legal an Schusswaffen und waffenrechtliche 
Erlaubnisse insbesondere für den Erwerb von Munition zu gelangen. 

Nur ein tatsächlich wirksames restriktives Waffenrecht leistet einen Beitrag für mehr 
Sicherheit und trägt dazu bei, schwere und schwerste Gewaltverbrechen – gerade auch 
rassistisch motivierte Straftaten – zu verhindern. Von daher steht neben konkreten 
Schritten auf kommunaler Ebene im Rahmen bestehender rechtlicher Rahmenbedingen 
für DIE LINKE. im Mittelpunkt, auf Bundesebene auf eine Verschärfung des Waffenrechts 
hinzuwirken und insbesondere die gesetzlichen Regelungen über die erforderliche Zuver-
lässigkeit von Inhabern und Inhaberinnen waffenrechtlicher Erlaubnisse klarer zu fassen. 
Auch muss es Mitgliedern von Schießsportvereinen ausnahmslos verboten werden, 
Waffen und Munition zuhause aufzubewahren. 

  

R - StR Markus Frank 

Eingang: 11.05.2020, 12:05 Uhr NR 1185 
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Frankfurt, den 13. November 2018 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Verkehrswende jetzt! 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, ein Parkraumbewirtschaftungskonzept vorzulegen, das den 
Anforderungen zur Luftreinhalteplanung für Frankfurt am Main genügt. Dabei sind zu prüfen: 

1. Eine Abschaffung kostenlosen Parkens mindestens innerhalb des Alleenrings. 
2. Eine vollständige Abdeckung mit modernen Parkautomaten, Handyparken und vergleichbaren 

Systemen bei Berücksichtigung der Interessen der Bewohner*innen und von 
Schwerbehinderten. 

3. Eine jährliche, im niedrigen Prozentbereich liegende, Reduzierung des Parkraums, der vor 
allem dem Fuß- und Radverkehr zu geschlagen wird. 

4. Insgesamt deutlich höhere und stärker räumlich gestaffelte Parkgebühren. 
5. Effiziente, datenschutzkonforme Möglichkeiten der Überwachung des ruhenden Verkehrs. 
6. Ein schleuniger Aus-  und Neubau von Park&Ride-Flächen in den Außenbezirken der Stadt mit 

intermodaler Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr. 

Begründung: 

Das Wiesbadener Verwaltungsgericht hat in seinem Urteil zur Luftreinhalteplanung in Frankfurt am 
Main angemahnt, den Parkraum auf den dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Flächen neu zu 
regeln und zu bewirtschaften. Ein solches Parkraumbewirtschaftungskonzept muss geeignet sein, 
den innerstädtischen motorisierten Individualverkehr erheblich zu begrenzen, um somit zu einer 
signifikanten Minderung der Stickoxidbelastung zu gelangen. 

Als geeignete Maßnahmen nennt das Urteil eine Reduzierung bzw. Abschaffung kostenlosen 
Parkraums mit Ausnahmen für Bewohner*innen und Schwerbehinderte, höhere Parkgebühren und 
Bußgelder, die über den erhobenen Parkgebühren liegen müssen, eine bessere Gewährleistung 
der Überwachung des ruhenden Verkehrs und ein attraktiv ausgestaltetes, stark erweitertes 
Park&Ride-Angebot.  

V - StR Klaus Oesterling 
U 

Eingang: 13.11.2018, 16.10 Uhr NR 699 

 
 
  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
DIE LINKE. Fraktion  im Römer     
Bethmannstraße 3 e-mail:  info@dielinke-fraktion.frankfurt.de Telefon : (069) 212 462 93 
60311 Frankfurt am Main Internet:  www.dielinke-im-roemer.de Fax : (069) 212 751 20 
 

 
Frankfurt, den 13. November 2018 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Verkehrswende jetzt! 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, ein Parkraumbewirtschaftungskonzept vorzulegen, das den 
Anforderungen zur Luftreinhalteplanung für Frankfurt am Main genügt. Dabei sind zu prüfen: 

1. Eine Abschaffung kostenlosen Parkens mindestens innerhalb des Alleenrings. 
2. Eine vollständige Abdeckung mit modernen Parkautomaten, Handyparken und vergleichbaren 

Systemen bei Berücksichtigung der Interessen der Bewohner*innen und von 
Schwerbehinderten. 

3. Eine jährliche, im niedrigen Prozentbereich liegende, Reduzierung des Parkraums, der vor 
allem dem Fuß- und Radverkehr zu geschlagen wird. 

4. Insgesamt deutlich höhere und stärker räumlich gestaffelte Parkgebühren. 
5. Effiziente, datenschutzkonforme Möglichkeiten der Überwachung des ruhenden Verkehrs. 
6. Ein schleuniger Aus-  und Neubau von Park&Ride-Flächen in den Außenbezirken der Stadt mit 

intermodaler Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr. 

Begründung: 

Das Wiesbadener Verwaltungsgericht hat in seinem Urteil zur Luftreinhalteplanung in Frankfurt am 
Main angemahnt, den Parkraum auf den dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Flächen neu zu 
regeln und zu bewirtschaften. Ein solches Parkraumbewirtschaftungskonzept muss geeignet sein, 
den innerstädtischen motorisierten Individualverkehr erheblich zu begrenzen, um somit zu einer 
signifikanten Minderung der Stickoxidbelastung zu gelangen. 

Als geeignete Maßnahmen nennt das Urteil eine Reduzierung bzw. Abschaffung kostenlosen 
Parkraums mit Ausnahmen für Bewohner*innen und Schwerbehinderte, höhere Parkgebühren und 
Bußgelder, die über den erhobenen Parkgebühren liegen müssen, eine bessere Gewährleistung 
der Überwachung des ruhenden Verkehrs und ein attraktiv ausgestaltetes, stark erweitertes 
Park&Ride-Angebot.  

V - StR Klaus Oesterling 
U 

Eingang: 13.11.2018, 16.10 Uhr NR 699 

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1134_2020.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1185_2020.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_699_2018.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1051_2019.pdf

Rassismus erkennen und bekämpfen!

Nach den rechten Bluttaten von Hanau und Halle, nach den rechten Morden der letzten 
Jahre, müssen endlich Schlussfolgerungen gezogen werden. Wir brauchen einen Zivilpakt 
der Gesellschaft gegen Rassismus und rechten Terror. Wir brauchen ein klares Signal aller 
Demokratinnen und Demokraten.
Daher wird der Magistrat aufgefordert, sich im Rahmen seiner Zuständigkeiten für die Um-
setzung und Durchsetzung folgender Forderungen auf kommunaler, Landes- und Bundes-
ebene einzusetzen:

Tödliche Gefahr durch Schusswaffen eindämmen

Der rechtsterroristische Mörder von Hanau war Mitglied im Sportschützenverein „Diana“ 
in Bergen-Enkheim. Die tödlichen Schüsse eines sogenannten „Reichsbürgers“ auf einen 
Polizisten in Georgensgmünd, der Mordversuch an Bilal M. in Wächtersbach, die vielen 
weiterhin bestehenden waffenrechtlichen Erlaubnisse bei Personen insbesondere aus dem 
rechtsextremistischen Spektrum, aber auch die zuletzt immer wieder im Fokus von Presse 
und Öffentlichkeit stehenden Mitgliedschaften verfassungsfeindlich agierender Personen 
in Schützenvereinen müssen zu dem Schluss führen, dass auch von legalem Waffenbesitz 
erhebliche Gefahren ausgehen.
Es ist daher mit Blick auf den dringend gebotenen Schutz aller Menschen angezeigt, die 
bestehenden Gesetze umzusetzen sowie das Waffenrecht noch enger zu fassen. Noch 
immer ist es zu einfach in Deutschland, legal an Schusswaffen und waffenrechtliche Er-
laubnisse insbesondere für den Erwerb von Munition zu gelangen.

Verkehrswende jetzt!

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat wird beauftragt, ein Parkraumbewirtschaftungskonzept vorzulegen, das den 
Anforderungen zur Luftreinhalteplanung für Frankfurt am Main genügt. Dabei sind zu prü-
fen:
1. Eine Abschaffung kostenlosen Parkens mindestens innerhalb des Alleenrings.
2. Eine vollständige Abdeckung mit modernen Parkautomaten, Handyparken und ver-
gleichbaren Systemen bei Berücksichtigung der Interessen der Bewohner*innen und von 
Schwerbehinderten.
3. Eine jährliche, im niedrigen Prozentbereich liegende, Reduzierung des Parkraums, der 
vor allem dem Fuß- und Radverkehr zu geschlagen wird...

TTIP-freie Zone Frankfurt

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1. Die Stadt Frankfurt unterzeichnet die „Barcelona-Erklärung“ vom 21. April 2016.
2. Die Stadt Frankfurt setzt sich auf allen politischen Ebenen dafür ein, dass das Europäi-
sche Parlament und die nationalen Parlamente CETA nicht ratifizieren und die Verhandlun-
gen über die Abkommen TTIP und TISA gestoppt werden...
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Frankfurt, den 8. Oktober 2019 
 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Ein Drittes Leben für das Heizkraftwerk West 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, im Zuge des Umstellungsprozesses des Heizkraftwerks West 
(HKW) auf umweltverträglichere Energieträger den Umbau der Anlagen zur Speicherung und 
Nutzung von Erneuerbaren Energien einzuleiten. 

Begründung: 

Ende 2018 hat die Stadtverordnetenversammlung beschlossen, gemeinsam mit der Mainova 
Wege zu suchen, um im HKW statt Kohle nur noch umweltverträglichere Energieträger 
einzusetzen. Dieser Umstiegsprozess sollte bis spätestens 2030 vollzogen sein – also bis zu 
einem Zeitpunkt, an dem die derzeitige Betriebsgenehmigung ohnehin ausgelaufen wäre. Darüber 
hinaus soll der Fernwärmeverbund ausbaufähig erhalten und technologische Weiterentwicklungen 
und vor Ort vorhandene Energien genutzt werden. 

Um Frankfurts Beitrag zum Einhalt des 1,5-Grad-Ziels sicherzustellen, ist ein wesentlich 
ambitionierterer Umstellungsprozess notwendig. Fridays for Future Frankfurt und mit ihnen 
zahlreiche Frankfurter*innen fordern den sofortigen Umstieg von Kohle auf Gas. Spätestens bis 
2022 soll das Kohlekraftwerk durch erneuerbare Energien ersetzt werden. 

Durch den anhaltenden Protest der Klimabewegung erheblich unter Druck gesetzt, hat die Römer-
Koalition inzwischen verlauten lassen, dass sie die Umstellung des HKW auf Gas bis 2025 
erreichen will. Die Klimawirkung des fossilen Energieträgers Gas ist allerdings nur wenig besser 
als die der Kohle. Es bleibt also weiterhin unklar, wann konkrete Schritte unternommen werden, 
um das Kraftwerk und den Fernwärmeverbund für die emissionsfreie Zukunft zu rüsten.  

U - StR Rosemarie Heilig 
W - StR Markus Frank 

Eingang: 08.10.2019, 14.45 Uhr NR 994 
Anhörung Ortsbeirat 1 
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Frankfurt, 6. Oktober 2020 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Raumluftwechselgeräte in Schulen, öffentlichen  
Verkehrsmitteln und Gebäuden  

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
1. Es wird geprüft und berichtet, inwiefern Raumluftwechselgeräte in Schulen, 

öffentlichen Verkehrsmitteln und öffentlichen Gebäuden, die über 
raumlufttechnische Anlagen belüftet werden,  

a. technisch zu integrieren sind,  

b. welcher Beitrag dadurch zur Eindämmung des Infektionsrisikos mit dem 
Virus Sars-CoV-2 geleistet werden kann und  

c. welche Kosten der Stadt für die Maßnahme entstehen, sie an allen Schulen 
und in allen öffentlichen Verkehrsmitteln und öffentlichen Gebäuden in 
Passivbauweise einzurichten. 

2. Die Leistung des Gerätes beinhaltet das Einfangen von virenlastigen Aerosolen, die 
nach Gebrauch des Geräts durch Erhitzen auf 100 Grad abgetötet werden.  

3. Es werden weitere Maßnahmen geprüft, wie eine erfolgreiche und effiziente 
Reduzierung des Infektionsrisikos in schulischen und öffentlichen Räumen 
sichergestellt werden kann.  

Begründung: 

Viren, insbesondere das Sars-CoV-2, übertragen sich über Tröpfchen- und 
Schmierinfektion und in der Raumluft über Aerosole. Für die Gewährleistung des 

SG - StR Stefan Majer 
B 
PB 
V 

Eingang: 06.10.2020, 12:00 Uhr NR 1291 
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Frankfurt, 5. Oktober 2020 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Jahrzehnte verfehlter Liegenschaftspolitik aufarbeiten –  
Wohnungen zurück in die öffentliche Hand 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

1. Der Magistrat wirkt darauf hin, die Erbbaurechtsverträge der Stadt Frankfurt für 
Wohnungen auf städtischen Grundstücken oder auf Grundstücken stadtnaher Ge-
sellschaften dahingehend anzupassen, dass bezahlbare Mieten zu den Preisen von 
gefördertem Wohnraum festgelegt werden. Im Falle, dass die Erbbaurechts- 
nehmer*innen diesem Vorschlag nicht nachkommen, kündigt die Stadt Frankfurt die 
Verträge, nutzt das städtische Vorkaufsrecht und nimmt damit die ehemals öffent- 
lichen Wohnungen wieder in städtisches Eigentum. 

2. Der Magistrat prüft, inwiefern Vonovia ihren Gebäudebestand in Frankfurt instand 
hält und gebietet bei Mängeln oder Missständen die Instandhaltung nach § 177 
BauGB. Die Kosten der Instandhaltungsmaßnahmen hat Vonovia zu tragen. 

3. Das Ziel der städtischen Liegenschaftspolitik im Wohnungsbau ist es, auf öffentli-
chen Grundstücken bezahlbare Mietwohnungen zu langfristig sozialen Bedingun-
gen zu errichten bzw. zu vermieten und in öffentlicher Hand zu behalten. 

4. Diejenigen, die den Verkauf der öffentlichen Wohnungen an Wohnungsunterneh-
men zu verantworten haben, sollen Rechenschaft über den fahrlässigen Umgang 
mit öffentlichem Eigentum ablegen. 

 

 

PB - StR Jan Schneider 
H   - StR Mike Josef 

Eingang: 05.10.2020, 16:20 Uhr NR 1289 

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_994_2019.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1291_2020.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1289_2020.pdf

Ein drittes Leben für das Heizkraftwerk West

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat wird beauftragt, im Zuge des Umstellungsprozesses des Heizkraftwerks 
West (HKW) auf umweltverträglichere Energieträger den Umbau der Anlagen zur Speiche-
rung und Nutzung von Erneuerbaren Energien einzuleiten.

Raumluftwechselgeräte in Schulen, öffentlichen Verkehrsmitteln und Ge-
bäuden

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1. Es wird geprüft und berichtet, inwiefern Raumluftwechselgeräte in Schulen, öffentlichen 
Verkehrsmitteln und öffentlichen Gebäuden, die über raumlufttechnische Anlagen belüftet 
werden,
a) technisch zu integrieren sind,
b) welcher Beitrag dadurch zur Eindämmung des Infektionsrisikos mit dem Virus Sars-
CoV-2 geleistet werden kann und
c) welche Kosten der Stadt für die Maßnahme entstehen, sie an allen Schulen und in allen 
öffentlichen Verkehrsmitteln und öffentlichen Gebäuden in Passivbauweise einzurichten...

Jahrzehnte verfehlter Liegenschaftspolitik aufarbeiten - Wohnungen zu-
rück in die öffentliche Hand

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1. Der Magistrat wirkt darauf hin, die Erbbaurechtsverträge der Stadt Frankfurt für Woh-
nungen auf städtischen Grundstücken oder auf Grundstücken stadtnaher Gesellschaften 
dahingehend anzupassen, dass bezahlbare Mieten zu den Preisen von gefördertem Wohn-
raum festgelegt werden. Im Falle, dass die Erbbaurechtsnehmer*innen diesem Vorschlag 
nicht nachkommen, kündigt die Stadt Frankfurt die Verträge, nutzt das städtische Vor-
kaufsrecht und nimmt damit die ehemals öffentlichen Wohnungen wieder in städtisches 
Eigentum...

 
 
  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
DIE LINKE. Fraktion  im Römer     
Bethmannstraße 3 e-mail:  info@dielinke-fraktion.frankfurt.de Telefon : (069) 212 462 93 
60311 Frankfurt am Main Internet:  www.dielinke-im-roemer.de Fax : (069) 212 751 20 

 

 
Frankfurt, 5. Dezember 2019 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer  

zur Vorlage M 199/19 

20 echte Punkte für das Klima - 
Große Transformation statt Trippelschritte 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Hebesatz der Gewerbesteuer wird zweckgebunden um 20 Punkte erhöht,  um weit 
umfangreichere Klimaschutzmaßnahmen zu finanzieren, als sie unter dem Dach der 
sogenannten Klimaallianz vorgesehen sind. Konkret sollen für die Sektoren Haushalte, 
Gewerbe/Handel/Dienstleistungen, Industrie und Verkehr (inklusive Flugverkehr) 
eindeutige Reduktionsziele festgelegt und diese mit geeigneten Maßnahmen unterfüttert 
werden, um bis 2035 die Nettonull zu erreichen. Zu den Maßnahmen muss gehören: 
 

 Der Flugverkehr wird in die Bilanzierung und die CO2-Reduktionsplanung 
aufgenommen. Die mehrheitlich im öffentlichen Besitz befindliche Fraport AG muss 
für eine Abkehr von Kurzstreckenflügen sorgen, die auf die Bahn verlagert werden 
können. 
 

 Das Heizkraftwerk West wird unmittelbar auf Gas und mittelfristig auf erneuerbare 
Energien umgestellt. 

 
 Die Stromversorgung der VGF wird wie angekündigt zum 01.01.2020 wieder auf 

nachhaltige Energiequellen umgestellt, laufende Verträge innerhalb des 
Stadtwerkekonzerns sind aufzuheben. 
 

 
 Es wird ein Klimarahmenplan erlassen, auf dessen Grundlage die weitere 

Stadtentwicklung einem strikten Klimavorbehalt unterliegt. Die Alternative, durch 

H - Bm Uwe Becker 
      StR Rosemarie Heilig 

Eingang: 05.12.2019, 15.35 Uhr NR 1051 

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1026_2019.pdf

20 echte Punkte für das Klima - Große Transformation statt Trip-
pelschritte

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Hebesatz der Gewerbesteuer wird zweckgebunden um 20 Punkte erhöht,  
um weit umfangreichere Klimaschutzmaßnahmen zu finanzieren, als sie unter 
dem Dach der sogenannten Klimaallianz vorgesehen sind. Konkret sollen für 
die Sektoren Haushalte, Gewerbe/Handel/Dienstleistungen, Industrie und 
Verkehr (inklusive Flugverkehr) eindeutige Reduktionsziele festgelegt und 
diese mit geeigneten Maßnahmen unterfüttert werden, um bis 2035 die Net-
tonull zu erreichen...
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Frankfurt, 2. Mai 2016 
 

 
Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

gemäß § 17 (3) GOS 
 

Steuergerechtigkeit statt Panama 
 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt fordert die Hessische 
Landesregierung auf: 

a. Die Hessische Landesregierung bildet umgehend 100 zusätzliche 
Steuerfahnder und Betriebsprüfer aus und stellt sie ein. Die entsprechenden 
Ausbildungskapazitäten werden dauerhaft erhöht 

b. Die Hessische Landesregierung schafft insgesamt 1.000 zusätzliche Stellen 
in der Hessischen Steuerverwaltung 

c. Die Hessische Landesregierung legt im Bundesrat einen Gesetzentwurf zur 
Wiedererhebung der Vermögensteuer vor 

 
2. Der Magistrat wird beauftragt, alle Geschäftsbeziehungen der Stadt Frankfurt am 

Main mit Kredit- und Finanzinstituten einzustellen, die bei der Vermittlung von 
Briefkastenfirmen geholfen haben 
 

3. Der Magistrat wird beauftragt, sich über den Deutschen Städtetag und allen 
politischen Gremien, dafür einzusetzen, dass  
a. in der EU verbindliche Mindeststeuersätze eingeführt werden, um 

Steuerdumping zu verhindern 

H - StK Uwe Becker 

NR 22 Eingang: 02.05.2016, 15.25 Uhr 
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Frankfurt, 13. November 2018 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Kein langes Warten in der Kälte 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

1. Bei den Wirkungsdimensionen der Arbeit der Ausländerbehörde wird analog zu denen der 
Bürgerämter der Indikator  „Maximale Wartezeit von 15 Minuten für 80% der Kund*innen“ 
eingeführt. 

2. Bis die Zielvorgaben erreicht werden, sollen Lösungen gefunden werden, damit die 
tagelang auf eine Wartenummer wartenden Menschen nicht in der Kälte stehen müssen.  

3. Die nötigen Mittel für die Erfüllung dieses Ziels werden in den Haushalt eingestellt. 

Begründung: 

Die Ausländerbehörde Frankfurt hat in der Vergangenheit wegen sehr langer Wartezeiten negative 
Schlagzeilen gemacht. Es gehört schon zum traurigen Stadtbild, Menschen in den frühen 
Morgenstunden vor dem Eingang der Behörde wartend – fast schon campierend - zu sehen. 
Besonders in den Wintermonaten ist es für die Menschen unerträglich. Wenn die Behörde es 
derzeit nicht schafft, die langen Wartezeiten zu reduzieren, so muss die Stadt diesen Menschen 
wenigsten die Gelegenheit für einen Aufenthalt im Warmen mit Sitzmöglichkeiten bieten.   

DIE LINKE. im Römer 
Dominike Pauli und Martin Kliehm  
Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 

Stv. Ayse Dalhoff 

Stv. Dominike Pauli 
Stv. Eyup Yilmaz 
Stv. Martin Kliehm 
Stv. Merve Ayyildiz 
Stv. Michael Müller 
Stv. Monika Christann 
Stv. Pearl Hahn 

R - StR Markus Frank 

Eingang: 13.11.2018, 16.10 Uhr NR 701 
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Frankfurt am Main, 5. März 2020 

 
Dringlicher Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

gemäß § 17 (3) GOS 
 

#WirhabenPlatz – Frankfurt ist ein sicherer Hafen 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Stadt Frankfurt erklärt sich bereit, Geflüchtete aus der griechisch-türkischen 
Grenzregion direkt aufzunehmen und unterzubringen. Diese Aufnahme geschieht 
zusätzlich zur Verteilungsquote Asylsuchender. Hierzu wird ein Einvernehmen mit dem 
Bundesinnenministerium, dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und dem Land 
Hessen hergestellt. 
 
Begründung: 
 
Angesichts der unmenschlichen Situation an der EU-Außengrenze zur Türkei und auf der 
griechischen Insel Lesbos nimmt die Stadt Frankfurt am Main sofort Geflüchtete aus 
dieser Region auf. Damit setzt Frankfurt am Main das Bekenntnis in die Tat um, ein 
sicherer Hafen zu sein und folgt der Beschlusslage der Stadtverordnetenversammlung, die 
Frankfurt als „sicheren Hafen“ ausweist. 
 
Die aktuelle Situation an der türkisch-griechischen Grenze ist verheerend. Mit Tränengas, 
Blendgranate und Wasserwerfern schießt das griechische Militär und die Europäische 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache Frontex auf schutzsuchende Menschen. Das 
Verhalten der EU und der deutschen Bundesregierung ist eine Schande.  
 

H - StR Prof. Dr. Daniela Birkenfeld 

NR 1138 
Eingang: 05.03.2020, 10.50 Uhr 
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Frankfurt, 12. November 2019 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Tariftreue auch bei Subunternehmen 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, sicherzustellen, dass Tarifvereinbarungen, die in 
Leistungsvereinbarungen zwischen der Stadt und einem Unternehmen festgeschrieben 
sind, auch von Subunternehmen eingehalten werden. 

Begründung: 

Leistungsvereinbarungen zwischen der Stadt Frankfurt und Unternehmen bzw. Trägern 
sind so abzuschließen, dass die Personalkostenkalkulation auf dem im jeweiligen 
Geschäftsfeld gültigen Tarifvertrag beruht. Der Magistrat muss sicherstellen, dass diese 
Tariftreue durch die Gründung neuer Subunternehmen nicht unterlaufen werden kann.  
 
 
 

DIE LINKE. im Römer 
Dominike Pauli und Martin Kliehm  
Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 
Stv. Ayse Dalhoff 
Stv. Dominike Pauli 
Stv. Eyup Yilmaz 
Stv. Martin Kliehm 
Stv. Merve Ayyildiz 
Stv. Michael Müller 
Stv. Monika Christann 
Stv. Pearl Hahn 

H - Bm Uwe Becker 

Eingang: 12.11.2019, 17.45 Uhr NR 1026 

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_22_2016.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_701_2018.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1138_2020.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1026_2019.pdf

Steuergerechtigkeit statt Panama

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt fordert die Hessische Landes-
regierung auf:
a) Die Hessische Landesregierung bildet umgehend 100 zusätzliche Steuerfahnder und 
Betriebsprüfer aus und stellt sie ein. Die entsprechenden Ausbildungskapazitäten werden 
dauerhaft erhöht
b) Die Hessische Landesregierung schafft insgesamt 1.000 zusätzliche Stellen in der Hes-
sischen Steuerverwaltung...

Kein langes Warten in der Kälte

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1.Bei den Wirkungsdimensionen der Arbeit der Ausländerbehörde wird analog zu denen 
der Bürgerämter der Indikator  „Maximale Wartezeit von 15 Minuten für 80% der Kund*in-
nen“ eingeführt.
2.Bis  die  Zielvorgaben  erreicht  werden,  sollen  Lösungen  gefundenwerden,  damit  die 
tagelang auf eine Wartenummer wartenden Menschen nicht in der Kälte stehen müssen.
3.Die nötigen Mittel für die Erfüllung dieses Ziels werden in den Haushalt eingestellt...

#WirhabenPlatz – Frankfurt ist ein sicherer Hafen

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Die Stadt Frankfurterklärt sich bereit, Geflüchteteaus der griechisch-türkischen Grenz-
region direkt aufzunehmen und unterzubringen. Diese Aufnahme geschieht zusätzlich  zur  
Verteilungsquote Asylsuchender. Hierzu wird ein Einvernehmen mit dem Bundesinnen-
ministerium, dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und dem Land Hessen her-
gestellt...

Tariftreue auch bei Subunternehmen

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat wird beauftragt, sicherzustellen, dass Tarifvereinbarungen,die 
in Leistungsvereinbarungenzwischen der Stadt und einem Unternehmenfest-
geschrieben sind, auch von Subunternehmen eingehalten werden.

 
 
  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
DIE LINKE. Fraktion  im Römer     
Bethmannstraße 3 e-mail:  info@dielinke-fraktion.frankfurt.de Telefon : (069) 212 462 93 
60311 Frankfurt am Main Internet:  www.dielinke-im-roemer.de Fax : (069) 212 751 20 

 

 
Frankfurt, 7. Juni 2019 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

zur Vorlage M 76/19 

FES zurück in die öffentliche Hand 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

1. Die Stadtverordnetenversammlung lehnt die Vorlage M 76/2019 „Neuvergabe der 
strategischen Partnerschaft an der Frankfurter Entsorgungs- und Service GmbH“ 
ab. 

2. Die Stadt Frankfurt schafft alle Voraussetzungen, um die Anteile der Firma 
Remondis an der Frankfurter Entsorgungs- und Service GmbH (FES GmbH) in 
städtischen Besitz überführen zu können.  

3. Die nötigen Mittel dafür werden in den Haushalt eingestellt. 

4. Die FES GmbH wird künftig als eine 100 prozentige städtische Gesellschaft (z.B. 
gGmbH) geführt. 

5. Ihr werden die Einzelleistungsverträge für die Bioabfallverwertung, 
Straßenreinigung und Abfallsammlung und Entsorgung mit der Stadt Frankfurt 
übertragen. 

Begründung: 

In der Vorlage M 76/2019 hat sich der Magistrat eindeutig für die Fortführung des ÖPP-
Projekts festgelegt. Eine vollständige Rekommunalisierung der Abfallentsorgung würde 
laut Magistrat zu betriebsbedingten Kündigungen führen und eine Wertminderung 
bedeuten. Die Gründung einer 100 prozentig städtischen Gesellschaft kommt für den 
Magistrat ebenfalls nicht in Frage. Dies wäre ebenfalls mit Risiken verbunden.  

U - Bm Uwe Becker 
H - StR Rosemarie Heilig 

Eingang: 07.06.2019, 11.45 Uhr NR 884 
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Frankfurt, 04. März 2019 

 
Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Ein Leben im Alter in Würde ermöglichen: Regelsätze bei 
Grundsicherung aufstocken 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat soll prüfen und berichten, welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen, die 
Regelsatzstufen nach § 28 SGB XII  der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung um jeweils 100 Euro durch eine freiwillige kommunale Aufstockung 
anzuheben.  

Begründung: 

Rund 16.000 Frankfurter*innen sind auf Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung angewiesen. Die stetig steigenden und in Frankfurt besonders hohen 
Lebenserhaltungskosten erschweren diesen die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
oder drängen sie aus der Stadt.  
Eine Aufstockung des Regelsatzes würde den Betroffenen helfen, ein menschenwürdiges 
Leben im Alter und bei Erwerbsminderung zu führen, sowie die gesellschaftliche Teilhabe 
erleichtern. Dies ist mit dem vom Bund beschlossenen Regelsätzen nicht möglich.  
Um die freiwillige kommunale Aufstockung zu ermöglichen, müssen die rechtlichen 
Möglichkeiten im Vorfeld geklärt werden.  

DIE LINKE. im Römer 
Dominike Pauli und Martin Kliehm  
Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 
Stv. Ayse Dalhoff 
Stv. Dominike Pauli 
Stv. Eyup Yilmaz 

Stv. Martin Kliehm 
Stv. Merve Ayyildiz 
Stv. Michael Müller 

Stv. Monika Christann 
Stv. Pearl Hahn 

SG - StR Prof. Dr. Daniela Birkenfeld 

Eingang: 04.03.2019, 10.35 Uhr NR 777 
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Frankfurt, 30. Juli 2020 

 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Ein Gesamt-Elternbeirat für alle freien und städtischen Kitas 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, ein Träger übergreifendes Gremium zur Vertretung der Kita-Eltern 
einzurichten. Die Kompetenzen, Aufgaben und Funktionen des Gremiums orientieren sich am 
Gesamtelternbeirat der städtischen Kinderzentren Frankfurts. 

Begründung: 

In den letzten Monaten wurden viele Maßnahmen, Leitlinien und Empfehlungen zum Umgang mit 
der Covid-19-Pandemie für Kindereinrichtungen von Land und Kommune erlassen. Unter dem 
Deckmantel, den Kindereinrichtungen Platz zur Ausgestaltung im medizinisch notwendigen 
Rahmen zu lassen, wurden Leitungen und Erzieher*innen mit der Umsetzung allein gelassen. Ob 
städtisch oder frei, die Handhabung mit Öffnungszeiten, Kinderanzahl oder Ausschlusskriterien 
etc. variierten von Kita zu Kita enorm und Entscheidungen von Leitung und Erzieher*innen stießen 
auf Unverständnis der Eltern. Eltern fühlten sich mit ihren Bedürfnissen und den Bedürfnissen ihrer 
Kinder vielfach nicht wahrgenommen. Die zwischen den Einrichtungen stark variierenden 
Auslegungen der Vorgaben führte zudem zu Konflikten zwischen den Leitungen und Fachkräften 
in den Einrichtungen auf der einen Seite und Eltern auf der anderen Seite. Zudem war es für die 
politisch Verantwortlichen schwierig, die Bedürfnisse und Wünsche von Eltern in Erfahrung zu 
bringen. 
 
Eine geschlossene Stimme der Eltern über ein Träger übergreifendes Gremium kann die Bedarfe 
der Eltern leichter vermitteln und für eine einheitlichere Umsetzung von Veränderungen und 
Maßnahmen sorgen.  

DIE LINKE. im Römer 
Dominike Pauli und Martin Kliehm  
Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 
Stv. Ayse Dalhoff 
Stv. Dominike Pauli 
Stv. Eyup Yilmaz 
Stv. Martin Kliehm 
Stv. Merve Ayyildiz 
Stv. Michael Müller 
Stv. Monika Christann 

Stv. Pearl Hahn 

B - StR Sylvia Weber 

Eingang: 30.07.2020, 12:05 Uhr NR 1245 
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Frankfurt, 30. Juli 2020 

 

Antrag der Fraktion DIE LINKE. im Römer 

Ein Gesamt-Elternbeirat für alle freien und städtischen Kitas 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

Der Magistrat wird beauftragt, ein Träger übergreifendes Gremium zur Vertretung der Kita-Eltern 
einzurichten. Die Kompetenzen, Aufgaben und Funktionen des Gremiums orientieren sich am 
Gesamtelternbeirat der städtischen Kinderzentren Frankfurts. 

Begründung: 

In den letzten Monaten wurden viele Maßnahmen, Leitlinien und Empfehlungen zum Umgang mit 
der Covid-19-Pandemie für Kindereinrichtungen von Land und Kommune erlassen. Unter dem 
Deckmantel, den Kindereinrichtungen Platz zur Ausgestaltung im medizinisch notwendigen 
Rahmen zu lassen, wurden Leitungen und Erzieher*innen mit der Umsetzung allein gelassen. Ob 
städtisch oder frei, die Handhabung mit Öffnungszeiten, Kinderanzahl oder Ausschlusskriterien 
etc. variierten von Kita zu Kita enorm und Entscheidungen von Leitung und Erzieher*innen stießen 
auf Unverständnis der Eltern. Eltern fühlten sich mit ihren Bedürfnissen und den Bedürfnissen ihrer 
Kinder vielfach nicht wahrgenommen. Die zwischen den Einrichtungen stark variierenden 
Auslegungen der Vorgaben führte zudem zu Konflikten zwischen den Leitungen und Fachkräften 
in den Einrichtungen auf der einen Seite und Eltern auf der anderen Seite. Zudem war es für die 
politisch Verantwortlichen schwierig, die Bedürfnisse und Wünsche von Eltern in Erfahrung zu 
bringen. 
 
Eine geschlossene Stimme der Eltern über ein Träger übergreifendes Gremium kann die Bedarfe 
der Eltern leichter vermitteln und für eine einheitlichere Umsetzung von Veränderungen und 
Maßnahmen sorgen.  

DIE LINKE. im Römer 
Dominike Pauli und Martin Kliehm  
Fraktionsvorsitzende 

Antragstellende: 
Stv. Ayse Dalhoff 
Stv. Dominike Pauli 
Stv. Eyup Yilmaz 
Stv. Martin Kliehm 
Stv. Merve Ayyildiz 
Stv. Michael Müller 
Stv. Monika Christann 

Stv. Pearl Hahn 

B - StR Sylvia Weber 

Eingang: 30.07.2020, 12:05 Uhr NR 1245 

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_884_2019.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_777_2019.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1245_2020.pdf

https://www.stvv.frankfurt.de/download/NR_1245_2020.pdf

FES zurück in die öffentliche Hand

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
1.Die Stadtverordnetenversammlung lehnt die Vorlage M 76/2019 „Neuvergabe der stra-
tegischen  Partnerschaft  an  der  Frankfurter  Entsorgungs-und Service GmbH“ ab.
2.Die   Stadt   Frankfurt schafft  alle   Voraussetzungen,   um  die   Anteile   der Firma Re-
mondis  an  der  Frankfurter  Entsorgungs-und  Service  GmbH  (FES  GmbH)in städtischen 
Besitz überführen zu können. 
3.Die nötigen Mittel dafür werden in den Haushalt eingestellt...

Ein Leben im Alter in Würde ermöglichen: Regelsätze bei Grundsicherung 
aufstocken

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat soll prüfen und berichten, welche rechtlichenMöglichkeiten bestehen, die-
Regelsatzstufen nach § 28 SGB XII  der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung um jeweils 100 Eurodurch eine freiwillige kommunale Aufstockung anzuheben. 

Ein Gesamt-Elternbeirat für allefreien und städtischen Kitas

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat wird beauftragt, ein Träger übergreifendes Gremium zur Vertretung der Kita-
Eltern einzurichten. Die Kompetenzen, Aufgaben und Funktionendes Gremiums orientie-
ren sich amGesamtelternbeirat der städtischen Kinderzentren Frankfurts.

Virtuelle Klassenzimmer ermöglichen

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat wird damit beauftragt, die nötige IT-Infrastruktur einzurichtenund alle (da-
tenschutz-) rechtlichen und sonstigenVorkehrungen zu treffen, damit Schulunterrichtfür 
die Zeit der Schulschließungenwährend der Corona-Pandemie für alle Schüler*innen mit-
tels einer einheitlichenOnline-Lernplattform per Videokonferenz stattfinden kann.Allen 
Schüler*innen ist die dafür nötige Hard-und Software zur Verfügung zu stellen.
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Unsere Ortsbeiräte

Die für Sie zuständigen Ortsbeiräte können Sie über die Internetseite 
www.dielinke-im-roemer.de/ortsbeiraete/ kontaktieren. 
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Niederrad, Oberrad, 
Sachsenhausen

Knut 
Dörfel

Marlis 
Gutmann
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Bockenheim, Kuhwald, Westend

Hans Jürgen 
Hammelmann
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Heym-Schmitt
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Nordend

Hans-Joachim 
Habermann

Elke 
Windemuth
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Zahlen, Daten, Fakten

www.

705 Pressemeldungen

519 Kleine Anfragen

42 Praktikant*innen

15.835 Tassen Kaffee

133.000 Spams

106.100 Webseitenaufrufe

1.707 facebook likes

1. 576 tweets

523 twitter follower

249 Anträge

287 Etatanträge

50 Anfragen

307,9 Stunden 
Plenarsitzung

774,4 Stunden 
Ausschussitzung

13.327 YouTube 
Aufrufe

28,2 Stunden
YouTube Videos
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Wege
Linke Kommunalpolitik ist vielfältig. Genauso vielfältig sind auch die Kom-
munikationskanäle, die wir nutzen, um über unsere Arbeit zu informieren. 
An erster Stelle steht die klassische Medienarbeit. Wir geben zu allen re-
levanten Themen Pressemitteilungen heraus, organisieren Pressekonfe-
renzen oder führen mit Journalistinnen und Journalisten Hintergrundge-
spräche. 
Neben den analogen Medien haben die sogenannten Sozialen Medien 
immer mehr an Bedeutung gewonnen. Viele Menschen informieren sich 
immer mehr über Facebook, twitter, YouTube und andere. Als Fraktion und 
einzelne Stadtverordnete sprechen wir die Menschen über Faceebook, 
twitter und mit unseren Vidoes über YouTube an. 
Doch es genügt nicht nur, die eigene „Blase“ über linke Kommunalpolitik 
zu informieren. Unser Anspruch ist, Menschen zu erreichen, die nicht ge-
zielt nach linker Politik suchen oder auch mit Vorurteilen gegenüber der 
LINKEN behaftet sind. Dazu dienen uns zum einen breit angelegte Ver-
anstaltungen aber auch der direkte Kontakt mit den Menschen. Deshalb 
ist die Fraktion auf allen wichtigen Stadtteilfesten in Frankfurt mit ihrem 
mobilen Informationsstand vertreten, z.B. beim AWO Sommerfest im Hel-
lerhofpark, Atzelbergfest und Leipziger Straßenfest.

V.i.S.d.P: 
Dominike Pauli und Martin Kliehm 

DIE LINKE. Fraktion im Römer
Raum 120 - 1. Etage
Bethmannstraße 3
60311 Frankfurt

Telefon: +49 (0) 69 212 462 93 (Zentrale)

Telefax: +49 (0) 69 212 751 20

E-Mail: info@dielinke-fraktion.frankfurt.de
Internet: www.dielinke-im-roemer.de
Facebook: facebook.com/dielinke.imroemer
twitter: twitter.com/DIELINKE_Roemer

facebook.com/dielinke.imroemer

twitter.com/DIELINKE_Roemer

youtube.com/dielinkeimroemer

www.dielinke-im-roemer.de

Informationen aus dem Stadtparlament

Die meisten Dokumente - Anfra-
gen, Anregungen, Vorlagen und 
Beschlüsse - aus dem Parlaments-
betrieb sind öffentlich. Sie werden 
deshalb über das „Parlamentsinfor-
mationssystem“ kurz: PARLIS zur 

Verfügung gestellt. 
Neben den aktuellen Tagesordnun-
gen und Protokollen der Gremien, 
finden Sie über PARLIS unter an-
derem die Anträge und Anfragen 
der Parlamentarierinnen und Par-

lamentarier auf Ortsbeirats- und 
Stadtverordneten-Ebene, sowie die 
Berichte des Magistrats inklusive 
Grafiken und Bildern.
www.stvv.frankfurt.de/parlis

LINKE Kommunalpolitik?

Auf der Seite unserer Fraktion sind 
alle Anträge, Anfragen und Pres-
semitteilungen, sowie Reden der 
Stadtverordneten der Fraktion DIE 
LINKE. im Römer zu finden.
www.dielinke-im-roemer.de
Die Partei DIE LINKE hat außerdem 
eine Kommunaldatenbank einge-
richtet, in der Anfragen und An-

träge aus allen LINKEN Fraktionen 
bundeweit gesammelt werden.
www.die-linke.de/themen/kom-
munalpolitik/kommunaldaten-
bank/
Auf der Landesebene gibt es die 
Kommunelinks. Sie ist das über-
parteiliche Netzwerk für linke alter-
native Kommunalpolitik in Hessen. 

Kommunelinks steht im Austausch 
mit der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Kommunalpolitik, sowie dem Dach-
verband Kommunalpolitischer Fo-
ren, also mit linken Kommunalpoli-
tikern*innen in ganz Deutschland. 
Außerdem bietet das Netzwerk Se-
minare und Fortbildungen zur Kom-
munalpolitik für Interessierte an. 
https://www.kommunelinks.de/

Bildnachweis
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Römer oder sie wurden im Auftrag der Fraktion erstellt. 
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